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Regierungsrat Biela. 
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Gemeinsame Beratung der Tagesordnungspunkte 1 und 2 

Der Ausschuss beschließt einstimmig, die Tagesordnungspunkte 1 und 2 zusammen zu beraten. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkte 1 und 2: 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2025 (Nachtragshaushaltsge-

setz 2025) und der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/7915 neu 

erste Beratung: 70. Plenarsitzung am 10.09.2025 

federführend: AfHuF 

mitberatend: AfRuV; AfIuS; AfWVBuD 

vorbereitende Beratung gem. § 12 Abs. 3 GO LT: UAHuSch 

 

2. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 

2026 (Haushaltsgesetz 2026 - HG 2026) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/7910 neu 

 b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2025 bis 2029 

 Unterrichtung - Drs. 19/8151 

Zu a) erste Beratung: 70. Plenarsitzung am 10.09.2025 

federführend: AfHuF 

mitberatend: ständige Ausschüsse 

Zu b) gemäß § 62 Abs. 1 GO LT überwiesen am 27.08.2025 

federführend: AfHuF 

mitberatend: ständige Ausschüsse und Unterausschüsse 

 

Beratung des Entwurfs des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2026 

 

Einzelplan 03 - Ministerium für Inneres, Sport und Digitalisierung 

Einzelplan 19 - Digitalisierung und Informations- und Kommunikationstechnik (IT) 

Einzelplan 20 - Hochbauten 

 

Vorstellung 

Ministerin Behrens (MI): Ich bedanke mich herzlich für die Möglichkeit, den Haushalt hier vor-

zustellen und mit Ihnen dazu ins Gespräch zu kommen. Beginnen möchte ich mit der Erinnerung 

an Sir William Petty, ein Ökonom, Wissenschaftler und Philosoph, der im 17. Jahrhundert lebte. 

Ihm wird ein Zitat nachgesagt, das, wie ich finde, perfekt zum Haushaltsplanentwurf 2026 des 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07915.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07910.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08001-08500/19-08151.pdf
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Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung passt: „Das Geld ist das Fett des politischen 

Körpers. Ein Zuviel behindert seine Beweglichkeit, ein Zuwenig macht ihn krank.“ 

Wir können Ihnen mitteilen, dass wir die erforderlichen Finanzmittel zur Verfügung haben, um 

auf die herausfordernde Sicherheitslage und die gestiegenen Anforderungen, vor denen unsere 

Sicherheitsbehörden stehen, zu reagieren. Im Innenausschuss muss ich nicht intensiv ausführen, 

dass wir weiterhin eine sehr angespannte Lage und große Herausforderungen haben. Zwar deu-

ten die konjunkturellen Entwicklungen auf eine Stabilisierung hin, aber es gibt große Unsicher-

heiten, geprägt durch die vielfältigen geopolitischen Spannungen und deren Auswirkungen auf 

nahezu alle Lebensbereiche. 

Deswegen setzen wir auch mit diesem Haushalt auf Resilienz und Krisenvorsorge. Denn wie kein 

anderes Haus dieser Landesregierung stehen wir in der Verantwortung, Krisen vorzubeugen, mit 

ihnen umzugehen und in diesen Zeiten für die Sicherheit unserer Bürgerinnen und Bürger zu 

sorgen. Die hierfür entscheidenden Handlungsfelder finden sich im Haushaltsplanentwurf für 

das Haushaltsjahr 2026 wieder. 

Die Schwerpunkte will ich Ihnen gern näher vorstellen: 

Nachtragshaushalt 2025, Pakt für Kommunalinvestitionen 

Gemäß der heutigen Tagesordnung - Sie haben vorgesehen, dass Sie diese Tagesordnungs-

punkte zusammen beraten - werfe ich zunächst einen kurzen Blick zurück. Mit dem Nachtrags-

haushalt 2025 im Einzelplan 03 setzen wir den ersten Teil des Paktes für Kommunalinvestitionen 

um. Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine und die damit einhergehen-

den schwächeren konjunkturellen Entwicklungen schlagen vor allen Dingen massiv auf die kom-

munale Ebene durch. Unsere niedersächsischen Kommunen stehen finanziell stark unter Druck. 

Daher möchten wir die finanziellen Handlungsspielräume erweitern. 

Mit dem Pakt für Kommunalinvestitionen geben wir unseren Kommunen 600 Millionen Euro für 

Investitionen in die Infrastruktur an die Hand. Ob Kitas, Schulen, Sportanlagen oder Theater: Die 

Kommunen entscheiden im Sinne der Selbstverwaltung eigenständig, welche Investitionen vor 

Ort am dringendsten erforderlich sind und den größten Nutzen bringen. Der Pakt basiert auf 

einer vertrauensvollen und guten Zusammenarbeit zwischen der Landesregierung und unseren 

Kommunen samt ihrer Spitzenverbände. 400 Millionen Euro stellen wir noch in diesem Jahr im 

Nachtragshaushalt 2025 bereit. Damit können Investitionen, die seit Jahresbeginn gestartet 

wurden oder neu gestartet werden, sofort und ohne aufwändiges Förderverfahren finanziert 

werden. Die weiteren 200 Millionen Euro sollen den Kommunen 2026 zugutekommen. 

Die Grundlage für dieses Förderverfahren bildet das noch zu verabschiedende Niedersächsische 

Kommunalfördergesetz, mit dem wir bundesweit neue Wege im Sinne von „Einfacher.Schneller. 

Günstiger“ gehen. Ich habe Ihnen den Gesetzentwurf in einer der vergangenen Sitzungen bereits 

intensiv vorgestellt. Insgesamt geht jeder dritte Euro des Gesamthaushalts des Landes an die 

Kommunen - das spiegelt sich auch im Haushalt meines Hauses wider; in den Einzelplänen 03 

und 19 findet sich eine erhebliche kommunale Unterstützung. 
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Demografiefeste Verwaltung, Gesunderhaltung 

Eine besondere Herausforderung, nicht nur für die kommunale Ebene, sondern für das gesamte 

Land, ist der demografische Wandel. Eine unserer vorrangigsten Aufgaben ist es in diesem Zu-

sammenhang, sicherzustellen, dass unsere Verwaltung leistungsfähig bleibt und den Bedürfnis-

sen einer sich wandelnden Gesellschaft gerecht wird. Mit der Aufstockung des Niedersächsi-

schen Studieninstituts um 9,5 Vollzeiteinheiten reagieren wir gezielt auf diese Herausforderun-

gen und sichern damit die Qualität der Aus- und Fortbildung unserer Verwaltungsfachkräfte. 

Hinzu kommen aufgrund der in dieser Woche beschlossenen Novellierung der Niedersächsi-

schen Laufbahnverordnung die Ausweitung des Ausbildungsangebots, die Einführung von Teil-

zeitmodellen und bessere Verbeamtungsmöglichkeiten. Das alles sind wichtige Schritte, um dem 

Fachkräftemangel entgegenzuwirken und die Verwaltung zugleich attraktiver zu gestalten. 

Im Kontext des demografischen Wandels steht auch die Schwierigkeit, Fachkräfte in allen Berei-

chen zu gewinnen, so beispielsweise IT-Experten, die wir zur zukunftsfesten Aufstellung unserer 

Polizei Niedersachsen dringend benötigen. Deshalb haben wir ganz aktuell einen neuen Ba-

chelorstudiengang für Verwaltungsinformatik mit der Fachrichtung Polizei an der Hochschule 

Hannover ins Leben gerufen. Eingerichtet sind jährlich 15 Stipendiaten, die über sieben Semes-

ter gefördert werden, wobei die Stipendienhöhe bei 1 300 Euro pro Person liegt. Das ist eine 

gezielte Investition in die Zukunftsfähigkeit unserer Polizei auf einem sehr hart umkämpften 

Markt. Gerade die Fokussierung auf Polizeiinformatik ist für die Weiterentwicklung der Digitali-

sierung und der Polizei ganz wichtig. 

Unser Augenmerk liegt aber nicht nur auf der Gewinnung neuer, sondern auch auf der Gesund-

haltung unserer aktuellen Bediensteten. So haben wir für den landesweiten Service CARE (Chan-

cen auf Rückkehr ermöglichen) zusätzlich zwei A-14-Stellen für den Bereich Beratung vorgese-

hen. Mit diesem Instrument leisten wir einen unverzichtbaren und bundesweit einzigartigen 

Beitrag zur Gesunderhaltung und Gesundwerdung unserer Mitarbeitenden. 

Vom Stichwort „Gesunderhaltung“ möchte ich auf die Stärkung des niedersächsischen Sports 

überleiten. 

Sportbereich 

Wir haben für den Sport in Niedersachsen bereits gute Ausgangsbedingungen geschaffen, was 

hier sicherlich niemand in Abrede stellt. Das Niedersächsische Sportfördergesetz sorgt seit 2013 

dafür, dass die niedersächsische Sportförderung auf einer starken Basis steht. Jährlich stellen 

wir mindestens 35,2 Millionen Euro bereit, ergänzt um einen variablen Anteil aus den Glücks-

spielabgaben - 2024 waren das weitere 14,8 Millionen Euro. Das heißt, in diesem Jahr kann der 

Landessportbund auf mehr als 50 Millionen Euro zurückgreifen. 

2026 werden wir zusätzlich die Ausrichtung von „Die Finals 2026“ mit 3 Millionen Euro unter-

stützen. Dieses Multisportevent, das erstmalig von der Landeshauptstadt und der Region Han-

nover ausgerichtet wird, ist ein echtes Highlight im deutschen Sportkalender. Zahlreiche Deut-

sche Meisterschaften - unter anderem im 3x3-Basketball, Geräteturnen, Judo, Segeln, Speed-

Klettern, Trampolin, Triathlon, Wasserball; viele der Disziplinen, in denen wir auch in Nieder-

sachsen Exzellenz haben - machen die Vielfalt sichtbar, für die unser sportbegeistertes Bundes-

land steht. Wir haben uns nicht nur zur Mitfinanzierung entschlossen, weil es ein großes Event 



Niedersächsischer Landtag - 19. WP 81. AfIuS am 18.09.2025 | öffentlich | Seite 9 

 

ist, sondern weil es auch Effekte für die niedersächsischen Vereine bedeutet und sich die Vereine 

damit gut vernetzen und ihre Exzellenz stärken können. 

Zur Fortsetzung des Sportstätteninvestitionsprogramms, für das 2025 bereits 25 Millionen Euro 

für den kommunalen und den Vereinssportstättenbau bereitgestellt wurden, sollen dem Lan-

dessportbund Niedersachsen im Jahr 2026 weitere 10 Millionen Euro für den Vereinssportstät-

tenbau zur Verfügung gestellt werden. Diese Unterstützung wird erneut dazu beitragen, dass 

unsere niedersächsische Sportstättenlandschaft modernisiert und unsere Sportstätteninfra-

struktur erhalten wird. 

Baumaßnahmen  

- Polizei - 

Modernisierungsbedarfe bestehen aber nicht nur bei niedersächsischen Sportstätten, sondern 

insgesamt bei unseren Landesliegenschaften. Wir haben einen enormen Sanierungsstau, und im 

Innenministerium stehen die Liegenschaften der Polizei selbstverständlich im Fokus. Ich weiß 

um den Zustand mancher Polizeigebäude und bewundere immer wieder, dass unsere Polizistin-

nen und Polizisten trotz teils widriger baulicher Gegebenheiten so höchst motiviert ihren Dienst 

verrichten. Das ist sehr ehrenwert. Daher fühlen wir uns verpflichtet zu handeln, um zu Verbes-

serungen in den Landesliegenschaften der Polizei zu kommen. Umso erfreulicher ist es, dass der 

Einzelplan 20 eine Erhöhung der Mittel für Bauunterhaltung in den Jahren 2026 bis 2029 um 

30 Millionen Euro jährlich auf insgesamt 120 Millionen Euro jährlich vorsieht, von denen der er-

hebliche Teil der Polizei zugutekommen wird. Damit setzen wir ein deutliches Zeichen für die 

Modernisierung unserer Polizeigebäude. 

Eine weitere wichtige Weichenstellung ist damit erfolgt, dass die Haushaltsmittel für kleinere 

Neu-, Um- und Erweiterungsbauten - das sind Baumaßnahmen von bis zu 6 Millionen Euro im 

Einzelfall - ab dem Haushaltsjahr 2026 erstmals direkt in den Einzelplänen der Fachressorts aus-

gewiesen werden. Zuvor waren sie im Einzelplan 20 ausgewiesen. Für diese sogenannten KNUE-

Mittel sieht der Haushaltsplanentwurf für die Jahre 2026 und 2027 eine Erhöhung um 7 Millio-

nen Euro auf 12,2 Millionen Euro jährlich vor. Davon profitieren auch wieder besonders die po-

lizeilichen Liegenschaften, sodass wir die Arbeitsbedingungen gezielt verbessern werden kön-

nen. 

- Unterbringung von Geflüchteten - 

Mittel für Sanierungs- und Baumaßnahmen sind auch im Bereich der Unterbringung Geflüchte-

ter dringend notwendig. Es ist daher gut, dass für notwendige Baumaßnahmen in der Landes-

aufnahmebehörde Niedersachsen 40 Millionen Euro bereitgestellt werden können. Die Landes-

aufnahmebehörde ist in den vergangenen Jahren durch weltweite Fluchtbewegungen nicht sel-

ten an ihre Kapazitätsgrenzen gestoßen. Umso wichtiger ist es, dass nun neue reguläre Unter-

bringungsplätze geschaffen und in den Ausbau der bestehenden Standorte in Bramsche, Fried-

land und Osnabrück investiert wird. 

Landesaufnahmebehörde 

Aktuell verzeichnen wir ein reduziertes Zugangsgeschehen. Das erlaubt uns, die Haushaltsan-

sätze bei der Landesaufnahmebehörde für den Betrieb im Vergleich zur bisherigen Planung 
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erstmals teilweise zu reduzieren. Gleichzeitig wissen wir aber auch, dass es keine validen Prog-

nosen für Flüchtlingszahlen gibt. Ein plötzlicher Anstieg im Zugangsgeschehen bedeutet immer 

eine enorme Herausforderung für alle, die an der Unterbringung und Versorgung beteiligt sind. 

Stellen Sie sich vor, die Situation in der Ukraine wird schlimmer, und es wird eine Flüchtlingsbe-

wegung ausgelöst. Dann müssen wir reagieren; das kann man nicht vorhersehen. Wir können 

nur versuchen, das alles mit unseren Prognosen abzubilden. 

Deswegen dürfen wir die geschaffenen Landesstrukturen - auch zum Schutz der Kommunen vor 

Überlastung - nicht leichtfertig abbauen. Vielmehr werden wir die Einrichtungen der Landesauf-

nahmebehörde hinsichtlich vorzuhaltender Kapazitäten und Ausstattung mit strategischem 

Blick ausgestalten. Zudem richten wir in der Landesaufnahmebehörde aktuell eine Zentralstelle 

für das beschleunigte Fachkräfteverfahren ein. In einer globalisierten Arbeitswelt ist die Gewin-

nung von Fachkräften aus dem Ausland für Deutschland und Niedersachsen entscheidend. Viele 

Qualifikationsbedarfe lassen sich nämlich leider nicht allein aus dem heimischen Arbeitsmarkt 

decken. Daher brauchen wir Perspektiven und auch schnelle Abwicklungen für internationale 

Fachkräfte. Der Haushaltsplanentwurf 2026 schafft hierfür mit 30 zusätzlichen Vollzeiteinheiten 

die personellen Voraussetzungen. Gleichzeitig entlasten wir damit die kommunalen Ausländer-

behörden, die bisher für diese Aufgabe zuständig sind. Derzeit arbeiten wir parallel: Die Landes-

aufnahmebehörde hat ihre Arbeit schon aufgenommen; die Kommunen machen sie noch. Aber 

ab dem 1. Januar 2026 geht diese Aufgabe komplett an die Landesaufnahmebehörde über. 

Katastrophenschutz 

Einen erheblichen Schwerpunkt in der Haushaltsplanung bildet der Bereich Katastrophenschutz. 

Die Bedeutung eines gut aufgestellten Katastrophenschutzes wurde uns allen zuletzt über den 

Jahreswechsel 2023/2024 beim sogenannten Weihnachtshochwasser eindrucksvoll vor Augen 

geführt. Auch in diesem Ausschuss haben wir intensiv darüber gesprochen. Wir haben in den 

vergangenen Jahren bereits viel in den Katastrophenschutz investiert - etwa mit dem 40-Millio-

nen-Euro-ad-hoc-Paket für die Jahre 2022 bis 2025. Auch im Nachgang zum Weihnachtshoch-

wasser haben wir noch einmal deutlich Mittel in die Beschaffung von Hochwasserschutzausstat-

tung gesteckt. 

Klar ist aber: Wir dürfen hier nicht nachlassen, gerade auch in der aktuell angespannten Lage. 

Auch 2026 stärken wir darüber hinaus die niedersächsischen Hilfsorganisationen, also das Deut-

sche Rote Kreuz, die Johanniter-Unfall-Hilfe, den Malteser Hilfsdienst, den Arbeiter-Samariter-

Bund und die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft, indem wir den Haushaltsmittelansatz für 

die Förderung der Ausbildung und Ausstattung um 1 Million Euro jährlich erhöhen. 

Weitere 20 Millionen Euro werden wir aus dem Investitionssondervermögen „Infrastruktur und 

Klimaneutralität“ des Bundes für einen zukunftsfähigen Katastrophenschutz Niedersachsen ein-

setzen. Mit diesen Mitteln soll vorrangig in die zentrale Beschaffung moderner Fahrzeuge inves-

tiert werden. Wir wollen faktisch das Ad-hoc-Paket zur Stärkung des Katastrophenschutzes aus 

den Vorjahren in den Jahren 2026 und 2027 intensiv fortführen, um auch hier die Krisenfestig-

keit des Landes zu stärken. Ein Schwerpunkt soll dabei in der Beschaffung von Gerätewagen für 

den Fachdienst Betreuungsdienst liegen, die auch für logistische Aufgaben anderer Fachdienste 

genutzt werden können. Vorgesehen sind außerdem Gerätewagen für die Strömungsrettung. 

Weiterhin sollen die derzeitigen Sanitäts- und Betreuungszüge weiterentwickelt werden. Das 

alles ist wichtig für den Katastrophenschutz, aber auch für den Zivil- und Bevölkerungsschutz. 
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Polizei 

Wenn wir von Krisenfestigkeit sprechen, dann ist der entscheidende Garant für die innere Si-

cherheit nicht weit. Natürlich bildet die Stärkung unserer niedersächsischen Polizei wieder einen 

klaren Schwerpunkt in den Haushaltsplanungen. Die aktuellen Herausforderungen für unsere 

Polizei sind vielfältig: von der alltäglichen Präsenz in Städten und Gemeinden bis zur Bewältigung 

von Großlagen und neuen Bedrohungsformen. Unsere Antwort ist ein Haushalt, der die Polizei 

in ihrer gesamten Breite stärkt und die Voraussetzungen für eine moderne, leistungsfähige und 

resiliente Sicherheitsarchitektur schafft. 

Darüber hinaus werden wir zur weiteren Stärkung der Polizei 80 Millionen Euro aus dem Son-

dervermögen des Bundes für zentrale investive Maßnahmen aufwenden, über deren geplante 

Verwendung ich Sie an dieser Stelle gleich mit informieren möchte. Aus eigenen Haushaltsmit-

teln des Landes wird es zunächst gelten, gestiegenen Energie- und Mietkosten zu begegnen, die 

den Haushalt unserer Polizei zunehmend belasten. Deshalb sehen wir für das Bereichsbudget 

für das Jahr 2026 gegenüber den ursprünglichen Planungen eine Erhöhung von mehr als 11 Mil-

lionen Euro vor. Gegenüber den zunächst temporär erhöhten Mitteln im Jahr 2025 stellt dies 

eine Erhöhung um weitere 5,8 Millionen Euro jährlich dar. 

- Leitstellen - 

Investive Maßnahmen werden unter anderem im Bereich unserer polizeilichen Leitstellen erfor-

derlich. Ohne Leitstellen liefe nicht viel - sei es bei Großlagen, im täglichen Einsatz oder in der 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden. Für einen effizienten und zielgerichteten Einsatz unse-

rer Polizeikräfte braucht es leistungsfähige Leitstellen mit modernen Kommunikationssystemen. 

Deswegen setzen wir mit dem Haushalt 2026 ein deutliches Signal: Mit 6,78 Millionen Euro allein 

im kommenden Jahr und einer bedarfsgerechten Anpassung in den Folgejahren bringen wir die 

Leitstellen auf einen zukunftsfähigen, modernen Stand. 

- Fuhrpark - 

Auch der Fuhrpark der Polizei braucht eine spürbare Erneuerung. Mit mehr als 4 200 Fahrzeugen 

mit einem Durchschnittsalter von rund neun Jahren stehen wir vor der Aufgabe, die Einsatzbe-

reitschaft dauerhaft zu sichern. Werkstattaufenthalte und Ausfälle dürfen nicht zur Schwach-

stelle der Polizei werden. Deshalb planen wir, 42,2 Millionen Euro aus dem Sondervermögen des 

Bundes für die Modernisierung sowohl der Fahrzeuge des täglichen Bedarfs als auch der Spezi-

alfahrzeuge einzusetzen. So bleibt die Polizei mobil und sichtbar - überall in Niedersachsen. 

Diese Umsetzung kann auch zügig geschehen. 

- Wasserschutzpolizei - 

Die Polizei Niedersachsen ist natürlich nicht nur auf der Straße unterwegs, sondern angesichts 

unserer breiten Küstenabschnitte und zahlreichen Gewässer auch zu Wasser. Die Wasserschutz-

polizei spielt in Niedersachsen eine herausragende Rolle bei der Überwachung und Gefahrenab-

wehr auf unseren Küsten- und Binnengewässern. Daher ist die Instandhaltung einer leistungsfä-

higen Wasserschutzpolizei natürlich sehr wichtig, aber sie stellt auch einen erheblichen Kosten-

faktor dar. Vor allen Dingen die Ersatzbeschaffung von entsprechend notwendigen Booten birgt 

dabei nicht nur finanzielle, sondern leider auch immer wieder planerische Herausforderungen.  
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Daher wollen wir uns in diesem Bereich neu aufstellen und als eines mehrerer Küstenländer 

künftig Synergieeffekte nutzen. Aktuell laufen intensive Prüfungen - diese Prüfungen sind sehr 

weit gediehen, um nicht zu sagen: fast abgeschlossen - hinsichtlich einer möglichen Zusammen-

arbeit mit der Flotte Hamburg. Wir sind sehr zuversichtlich, dass diese zeitnah zustande kommt. 

Daher haben wir die notwendigen Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von jährlich 1 Million 

Euro für ein großes Küstenboot im Haushaltsplanentwurf hinterlegt, sodass schnelle und zielge-

richtete Charter im Falle eines Zustandekommens des Vertrages mit der Flotte Hamburg möglich 

wären. Wir beschaffen große Boote also nicht mehr selbst, sondern wir werden sie zusammen 

mit Hamburg und anderen im Rahmen der Flotte Hamburg leasen. Das ist effizienter, und es 

macht die wirklich herausfordernde Bewirtschaftung dieser Einsatzmittel einfacher. 

Für die Ersatzbeschaffung von zwei Streckenbooten im Jahr 2026, die nicht über die Flotte Ham-

burg abgedeckt werden könnte, sehen wir weitere 3,8 Millionen Euro aus dem Sondervermögen 

des Bundes vor. 

- Drohnen - 

Neben Einsätzen zu Lande und auf dem Wasser bekommt auch der Einsatz im Luftraum zuneh-

mend Bedeutung für die Arbeit unserer Sicherheitsbehörden. Niedersachsen - aber auch die an-

deren Küstenländer - sind von hybriden Bedrohungslagen zur See sowie spionageverdächtigen 

Drohnenüberflügen ganz besonders betroffen. Im Speziellen beschäftigt sich unsere Polizei ak-

tuell mit dem Einsatz von Drohnen für polizeiliche Einsatzzwecke, wie auch mit der Detektion 

und der Abwehr von Drohnen im Rahmen der Gefahrenabwehr bzw. Strafverfolgung. Seit der 

landesweiten Einführung von Drohnen Ende 2023 sind bereits 17 polizeiliche Drohnen im Ein-

satz, weitere 5 dienen der Projektarbeit und Ausbildung. Für die weitere Ausstattung unserer 

Polizei mit Drohnentechnik wollen wir rund 1,4 Millionen Euro aus dem Sondervermögen ver-

wenden. Denn Drohnen sind heute unverzichtbar, nicht nur bei Verkehrsunfällen, an Tatorten 

oder bei Großlagen. Sie stehen auch für eine moderne Polizeiarbeit und erhöhen unsere Reakti-

onsfähigkeit. 

Eine wirksame Abwehrmöglichkeit gegen Drohnen ist ebenfalls nicht zu unterschätzen. Daher 

wollen wir auch hier mindestens 7,3 Millionen Euro in den Grundschutz und in die Weiterent-

wicklung der Drohnenabwehr investieren. In diesem Zusammenhang haben wir uns auf der 

Nord-Innenministerkonferenz (Nord-IMK) in Rostock - also alle fünf Küstenländer zusam-

men - darauf verständigt, dass wir in sehr enger Abstimmung kompatible Technik beschaffen 

wollen, damit wir uns im Rahmen der Amtshilfe gegenseitig unterstützen, dadurch Synergieef-

fekte erzielen und im Grunde ein norddeutsches Netz zum Thema Drohnenabwehr miteinander 

konzipieren können. Ich bin sehr froh, dass wir uns dazu in Rostock auf eine sehr klare gemein-

same Haltung verständigt haben. 

- Digitalisierung - 

Viel Kraft stecken wir in die digitale Transformation der Polizei; denn Digitalisierung ist mehr als 

Technik: Sie ist die Grundlage für die Sicherheit im 21. Jahrhundert. Wer heute keine digitalen 

Spuren sichern kann, verliert den Zugriff auf die Wirklichkeit. Daher setzen wir auch auf Analy-

seplattformen, vor allen Dingen, um mit kriminellen Netzwerken umgehen zu können. Dabei 

setzen wir auf digitale Souveränität und überlassen das Feld nicht denjenigen, die unsere Gesell-

schaft destabilisieren wollen. 
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Mit der Einführung der elektronischen Akte in Strafsachen und der Investition in Identity Ma-

nagement und Access Management modernisieren wir die Zusammenarbeit mit der Justiz. Ins-

gesamt fließen dafür in den nächsten vier Jahren rund 7 Millionen Euro in zusätzliche Digitalisie-

rungsvorhaben. Diese Projekte steigern nicht nur die Effizienz, sondern auch die Sicherheit und 

den Datenschutz. 

Um den Herausforderungen einer vernetzten Welt zu begegnen, ist auch die IT-Forensik heute 

unverzichtbar. Cyberkriminalität, digitale Erpressung und Angriffe auf kritische Infrastrukturen 

sind längst Teil unserer Realität und der Polizeiarbeit. Die Polizei muss in der Lage sein, digitale 

Spuren zu erkennen, auszuwerten und gerichtsfest zu sichern. Dafür stehen ab 2026 rund 1 Mil-

lion Euro jährlich zusätzlich - somit 4,2 Millionen Euro jährlich - zur Verfügung; ein gezielter 

Schritt, um die Ermittlungsfähigkeit zu stärken und die Bearbeitungszeiten zu verkürzen. 

- Kriminaltechnisches Institut - 

Bei allen digitalen Notwendigkeiten dürfen wir aber auch die analoge kriminaltechnische Arbeit 

nicht vernachlässigen. Sie ist für uns nach wie vor das Fundament für erfolgreiche Ermittlungen. 

Das Kriminaltechnische Institut (KTI) des Landeskriminalamts Niedersachsen muss höchste Qua-

litätsstandards erfüllen. Für die Sicherstellung der Arbeitsfähigkeit des KTI sind im Jahr 2026 

rund 3,7 Millionen Euro aus dem Sondervermögen vorgesehen. In den Folgejahren werden es 

weitere rund 4 Millionen Euro sein. 

- Personal - 

Neben den vorgenannten wichtigsten Punkten in Bezug auf eine gute Sachausstattung unserer 

Polizei investieren wir auch in die personelle Ausstattung. Denn die Polizei basiert vor allen Din-

gen auf der Arbeit von Frauen und Männern, die ihren Dienst tun - und das möglichst gut aus-

gestattet und ausgebildet. Auch die Polizei muss mit dem demografischen Wandel umgehen. Im 

Sinne einer verantwortungsvollen strategischen Personalplanung werden wir nicht nur die durch 

Pensionierungen zu erwartenden Abgänge kompensieren, sondern wir verstärken den Personal-

körper der Polizei insgesamt. Mit dem Haushalt 2026 wollen wir zunächst 25 zusätzliche Stellen 

für Verwaltungsbeamtinnen und -beamte sowie 40 für Tarifbeschäftigte schaffen. Damit werden 

insgesamt 65 Polizeivollzugsbeamte von vollzugsfernen Aufgaben freigesetzt und stehen somit 

wieder für originäre Vollzugsaufgaben zur Verfügung. 

Für eine mittelfristige Entlastung werden zudem 250 zusätzliche Einstellungen von Polizeikom-

missar-Anwärterinnen und -anwärtern sorgen, die wir für das Jahr 2026 einplanen. Außerdem 

richten wir 25 zusätzliche Planstellen der Besoldungsgruppe A 14 ein, um weitere IT-Expertinnen 

und -Experten für die Polizei einstellen zu können. Das stärkt die digitale Kompetenz der Orga-

nisation und macht sie fit für die Herausforderungen der Zukunft. Darüber hinaus werden wir 

sowohl durch die Freisetzungen als auch durch die zusätzlichen IT-Expertinnen und -Experten 

bereits 2026 zu einer spürbaren Entlastung und Unterstützung im Polizeivollzugsdienst kommen 

können. 

Neben der personellen Stärkung darf aber auch die Wertschätzung unserer aktiven Polizistinnen 

und Polizisten nicht aus dem Fokus geraten. Ich freue mich sehr, dass wir es in intensiven Ge-

sprächen mit dem Finanzminister geschafft haben, für das Jahr 2026 insgesamt 500 zusätzliche 

Beförderungsmöglichkeiten im Polizeivollzugsdienst zu ermöglichen: 250 Hebungen von A 9 
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nach A 10 und weitere 250 Stellenhebungen von A 10 nach A 11. Das eröffnet zusätzliche Auf-

stiegsmöglichkeiten für leistungsstarke Polizeibeamtinnen und -beamte und steigert damit auch 

die Attraktivität des Polizeiberufes in Niedersachsen. 

Verfassungsschutz 

In der aktuellen geopolitischen Lage und während des Entstehens neuer Bedrohungsformen 

kommt unserem Verfassungsschutz eine besondere Bedeutung zu. Er ist in der öffentlichen 

Wahrnehmung nicht so präsent wie die Kolleginnen und Kollegen der Polizei, doch seine Arbeit 

ist genauso unverzichtbar wie die der Polizei. 

Aktuell sieht sich der niedersächsische Verfassungsschutz erheblichen Herausforderungen ge-

genüber. Von Extremismusphänomenen, Spionage- und Cyberabwehr über Sabotage- und Wirt-

schaftsschutz - in allen Bereichen steigen die Anforderungen in quantitativer wie qualitativer 

Hinsicht. Besonders die sogenannten hybriden Bedrohungen entwickeln sich sehr dynamisch. 

Deshalb stärken wir die Arbeit in den Phänomenbereichen mit zwölf zusätzlichen Vollzeiteinhei-

ten. Wenn Sie sich anschauen, welche Möglichkeiten wir im Haushaltsplan des Innenministeri-

ums haben, dann ist das eine wirkliche und wichtige Verstärkung für den Verfassungsschutz. 

Die bisher im Einzelplan 03 veranschlagten Mittel für die „Dokumentationsstelle Verfassungs-

schutz“ werden im Haushaltsplanentwurf 2026 in den Einzelplan 06 des Ministeriums für Wis-

senschaft und Kultur verlagert. Die daraus finanzierte Forschungs- und Dokumentationsstelle 

zur Analyse politischer und religiöser Extremismen in Niedersachsen (FoDEx) leistet politikwis-

senschaftliche Grundlageforschung im Bereich der politischen Kultur- und Radikalismusfor-

schung. Die Forschungsarbeit wird durch das Institut für Demokratieforschung an der Georg-

August-Universität in Göttingen durchgeführt und bislang vom Innenministerium gefördert. 

Mit der Verlagerung der Mittel in den Einzelplan des MWK ermöglichen wir eine engere Anbin-

dung an die wissenschaftliche Infrastruktur. Die Verlagerung der Mittel schafft Verwaltungssy-

nergien vor allem im Bereich der haushalterischen Bewirtschaftung und lässt mehr Flexibilität 

bei der Anpassung der Personal- und Sachkosten zu. Zudem sichert sie die wissenschaftliche 

Fundierung unserer Arbeit im Bereich der Extremismusbekämpfung. Die Mittel haben sich nicht 

verändert, sie wurden nur von einem Einzelplan in den anderen verschoben. 

Einzelplan 19 - Digitalisierung und Informations- und Kommunikationstechnik (IT) 

Zu guter Letzt möchte ich auf einen Themenkomplex eingehen, der spürbare Veränderungen 

nicht nur im haushalterischen Bereich mit sich gebracht hat. Sie alle wissen, mein Haus trägt seit 

Juni dieses Jahres den Titel „Ministerium für Inneres, Sport und Digitalisierung“. Dies hat natür-

lich auch im Bereich der Veranschlagung zu größeren Veränderungen geführt. 

Das Kabinett hat nach der am 20. Mai 2025 beschlossenen Namensänderung meines Hauses in 

seiner Sitzung am 17. Juni 2025 auch die Einrichtung eines separaten „Einzelplans IT“ für die 

Digitalisierung beschlossen. Damit soll die Grundlage für eine intensive Steuerung der IT in der 

Landesverwaltung und eine höhere Transparenz über den Stand der Digitalisierung geschaffen 

werden. Dieser neue, Ihnen vorliegende Einzelplan 19 heißt „Digitalisierung und Informations- 

und Kommunikationstechnik“ und ist bereits Teil des Haushaltsplanentwurfs 2026. Wir greifen 

damit eine langjährige Forderung des Landesrechnungshofs auf. Bereits im vergangenen Jahr 
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hatte ich im Rahmen der Beratungen bereits angedeutet, dass wir an diesem Thema sehr ernst-

haft arbeiten. 

Die Schaffung des Einzelplans 19 steht dabei im Einklang mit der kürzlich bereits zum 1. Septem-

ber 2025 vorgenommenen organisatorischen Stärkung: Sie wissen, die Stabsstelle des Chief In-

formation Officers wurde zu einer eigenen Abteilung im Innenministerium aufgewertet. Sie 

nimmt nun auch die Fachaufsicht für das IT.N wahr. Die neue Staatssekretärin für Digitalisierung, 

Anke Pörksen, koordiniert und verantwortet diesen Bereich. Dieser Einzelplan 19 umfasst zu-

nächst die Mittel des Landesbetriebs IT.N als Kapitel 1933 und die Mittel für den zentralen Be-

trieb und die zentralen Maßnahmen der IT als Kapitel 1950. Weitere im Einzelplan 03 veran-

schlagte Mittel für IT-Aufgaben sollen ebenfalls in den Einzelplan 19 überführt werden. Die ent-

sprechenden Verlagerungen sind bereits vorbereitet und sollen im Rahmen des parlamentari-

schen Verfahrens mittels der sogenannten technischen Liste erfolgen. Zusätzlich wird das bisher 

im Einzelplan des Wirtschaftsministeriums veranschlagte „Sondervermögen für den Ausbau von 

hochleistungsfähigen Datenübertragungsnetzen und für Digitalisierungsmaßnahmen“ - das so-

genannte Sondervermögen Digitalisierung - in den Einzelplan IT überführt werden. 

Für den Haushaltsplanentwurf 2027/2028 ist entsprechend dem vom Kabinett mit der Einrich-

tung am 17. Juni 2025 beschlossenen Fahrplan in der Folge vorgesehen, alle IT-Mittel der Minis-

terien und der Staatskanzlei in den Einzelplan 19 zu überführen. Wir arbeiten aktuell sehr kon-

sequent und intensiv an der Gesamtsteuerung für diesen Einzelplan; denn es geht nicht nur da-

rum, Mittel zusammenzuschieben, sondern natürlich auch darum, wie diese Mittel gesteuert 

und verwaltet werden. Ich denke, dass wir im ersten Quartal 2026 dazu im Kabinett die Entschei-

dung treffen können. 

Dieser Einzelplan IT ist ein notwendiger Schritt, um die Digitalisierung in Niedersachsen konse-

quent voranzutreiben und die Digitalisierungsstrategie auf der Basis landeseinheitlicher Steue-

rungs- und Entscheidungsstrukturen umzusetzen. Mit diesem Schritt erwarten wir Vorteile für 

den Gesamthaushalt, aber auch für die einzelnen Ressorts. Wir wollen keine Parallelstrukturen 

und Doppelentwicklungen. Wir wollen Fachkräfte und vor allen Dingen die verfügbaren Finanz-

mittel effizienter einsetzen, weil weder die Fachkräfte noch die Finanzmittel in den kommenden 

Jahren erheblich mehr werden. Vielmehr müssen wir mit dem, was wir haben, gut auskommen 

und es effizient einsetzen. Das wird durch den Einzelplan 19 ermöglicht. 

Die im neuen Einzelplan 19 veranschlagten Haushaltsmittel berücksichtigen den Fortschritt in 

den einzelnen Projekten und Aufgaben. Konkret erwähnen möchte ich einige Punkte, die sich 

dauerhaft verändern. So wurden im Bereich der zentralen Telekommunikations- und Netzinfra-

struktur dauerhaft zusätzliche Mittel für die steigenden Anforderungen an die Sicherheit ge-

währt. Hier ist die Absicherung des Landesdatennetzes als Ganzes betroffen. Ebenfalls zur Erhö-

hung der Sicherheit wird im Bereich der zentral betreuten Arbeitsplätze zur Umsetzung der eu-

roparechtlichen Verpflichtungen aus der NIS-2-Richtlinie eine sogenannte Multifaktor-Authen-

tifizierung eingeführt. In Niedersachsen haben wir längst mit der Umsetzung der NIS-2-Richtlinie 

begonnen und damit die Grundlagen für mehr Sicherheit gelegt. Ich würde mich freuen, wenn 

auch der Bund das tun würde. 

Eine Schlüsselrolle für die Digitalisierung im Land nehmen unsere Kommunen ein. Wir legen ei-

nen Schwerpunkt auf die Unterstützung der Kommunen und die Digitalisierung der Verwaltungs-

leistungen. Für viele Städte und Gemeinden ist es eine große Herausforderung, Bürgerinnen und 
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Bürgern, aber auch Unternehmen digitale Zugänge zu ihren Dienstleistungen zu eröffnen. Des-

wegen setzen wir auf die fachliche und beraterische Unterstützung für die Kommunen und för-

dern die Digitalisierung der Verwaltungsleistungen auch finanziell. Darum sieht der Haushalts-

planentwurf 2026 erneut zusätzliche Mittel vor. Als Beispiel möchte ich die Übernahme der Be-

triebsausgaben für die Onlinedienste, die Finanzierung eines zentralen Angebots zur Unterstüt-

zung der Kommunen bei der Einführung von Onlinediensten, das Angebot eines Digitalchecks 

und eines Cybersicherheitschecks nennen. Die Mittel für den Ausbau und Betrieb der Online-

dienste für die Kommunen und die übrigen Dienststellen der mittelbaren Landesverwaltung ha-

ben wir verstetigt und erhöht. Hier setzen wir mit dem zusätzlichen Einsatz von 15 Millionen 

Euro in den kommenden Jahren ein ganz klares Zeichen für den Ausbau digitaler Infrastruktur 

und bürgernaher Verwaltungsangebote. Das ist ein entscheidender Schritt, um den digitalen 

Wandel aktiv zu gestalten. Die Debatte in den Kommunen wird nicht mehr darüber geführt, ob 

das Geld zur Verfügung steht - das Geld steht zur Verfügung -, sondern die Debatte muss dar-

über geführt werden, wie man das jetzt schnell umsetzt. Dabei helfen wir und sind in intensiven 

Gesprächen mit den Kommunen, um auch Standardisierungen zu nutzen. 

Ergänzend fließen weiterhin Bundesmittel nach Niedersachsen. Allein aus dem Sondervermögen 

„Infrastruktur und Klimaneutralität“ stehen künftig rund 500 Millionen Euro für die Digitalisie-

rung zur Verfügung. Das ist ein beachtlicher Betrag, der uns auf dem Weg der Digitalisierung 

weit voranbringen wird und den wir im Rahmen der Andockung an den neuen Einzelplan mit 

dem MI organisieren werden. 

Eine Schlüsselrolle bei der Digitalisierung übernimmt der Landesbetrieb IT.N. Er wird auch 2026 

nochmals personell deutlich verstärkt. Hierfür sind 100 zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten 

vorgesehen, die der Landesbetrieb über Einnahmen selbst finanziert. Diese sollen insbesondere 

für Projekte aus dem Themenfeld „Digitale Verwaltung Niedersachsen“ und für die zentralen 

Infrastrukturbereiche eingesetzt werden. Dadurch besteht die Möglichkeit, den Einsatz von ex-

ternem Personal zu reduzieren und langfristig durch landeseigenes Personal zu ersetzen. Das ist 

auch deswegen wichtig, um die Fachkenntnisse in der Verwaltung zu halten und zu verstetigen 

und in der Digitalisierung unserer Landesverwaltung autark zu werden und zu bleiben. 

Fazit 

Ich kann mit voller Überzeugung sagen, dass wir mit diesen vorliegenden Haushaltsplanentwür-

fen unsere Aufgaben erfüllen können, dass wir klare politische Prioritäten setzen und dass wir 

damit vor allen Dingen die Zukunft unseres Landes aktiv gestalten. Wir setzen auch die Mittel 

aus dem Sondervermögen des Bundes zielgerichtet und nachhaltig ein. Die konkreten Bedarfe 

im Bereich des MI haben wir bereits formuliert und bereiten den Mittelabfluss vor. 

Wir sichern die Handlungsfähigkeit der niedersächsischen Kommunen. Wir stärken unsere Si-

cherheitsbehörden als Garanten der Sicherheit für unsere Bürgerinnen und Bürger. Wir treiben 

die Digitalisierung voran - als Motor für Innovation und Effizienz. Wir sorgen darüber hinaus für 

eine moderne, leistungsfähige Verwaltung, die den Herausforderungen des demografischen 

Wandels gewachsen ist. Zugleich - und das ist besonders wichtig - übernehmen wir Verantwor-

tung für den Schutz unserer Bevölkerung und die Resilienz unserer Infrastruktur in einer zuneh-

mend unsicheren Welt. 
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Deswegen sehen Sie mich sehr zufrieden mit dem Haushaltsplanentwurf 2026. Wir können da-

mit unsere Aufgaben im Ministerium für Inneres, Sport und Digitalisierung erfüllen. Das ist, 

glaube ich, auch eine wichtige Aussage für Ihren Ausschuss. Vor allen Dingen ist es auch die 

perfekte Umsetzung des Zitats von Sir William Petty, der im 17. Jahrhundert sehr deutlich gesagt 

hat, dass man das Geld, das man braucht, auch bekommen muss. Das haben wir mit unserem 

Haushalt erreicht. 

 

Mitberatung 

Abg. Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): Vielen Dank, Frau Ministerin. Ist im Innenministerium 

geplant, wie in Schleswig-Holstein auf die Produkte des Microsoft-Konzerns zu verzichten? 

Ministerin Behrens (MI): Ich kenne die Pläne des Nachbarbundeslandes nicht. Wie es gut und 

üblich ist, kommentieren wir als Landesregierung die Entscheidungen anderer Landesregierun-

gen nicht. Wir haben ein buntes Portfolio und arbeiten mit einem guten Mix aus sowohl Micro-

soft- als auch Open-Source-Produkten. Wir werden diese Strategie beibehalten und sehen keine 

Veränderungsbedarfe. 

Abg. André Bock (CDU): Vielen Dank, Frau Ministerin, für die Vorstellung des Haushalts 2026. 

Über die Details werden wir noch in der Einzelberatung sprechen und sehen, ob wir in der Um-

setzung Sir William Pettys Zitat entsprechen oder nicht. Ich bin gespannt, ob es bei den anderen 

Teilhaushalten ähnlich aussieht bzw. eingeschätzt wird. Das werden wir spätestens in der Ge-

samtschau im Dezember sehen. 

Die Schwerpunkte sind sicherlich richtig benannt: Polizei, Verfassungsschutz - in diesen Zeiten 

sowieso - und Katastrophenschutz mit Blick auf die hybride Bedrohung, die immer mehr zu-

nimmt, IT-Ausstattung, Digitalisierung der Verwaltung und Landesverwaltung etc., aber auch 

insbesondere der Sicherheitsbehörden. Alles das sind Schwerpunkte, die auch wir sehen und für 

richtig halten. In die Details werden wir, wie gesagt, noch einsteigen und sicherlich auch noch 

unsere ergänzenden Vorschläge einbringen und diskutieren, ob wir an der einen oder anderen 

Stelle vielleicht gemeinsam ein paar Schritte mehr für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger 

in diesem Land gehen können. 

Ich habe zwei Fragen. Stichwort „Katastrophenschutz“: Sie haben ausgeführt bzw. - in Anfüh-

rungsstrichen - angerissen, wie es dort weitergeht und dass es ein Schwerpunkt sein wird. Wie 

sieht es insbesondere im Bereich Sirenenprogramm aus? Vor wenigen Tagen - während der Ple-

narwoche - fand der bundesweite Warntag statt. Beim Sirenenförderprogramm wird noch nach-

zusteuern sein. Ich glaube, das ist ausgelaufen, und die Mittel des Bundes sind ebenfalls ausge-

schöpft, aber wir sind bei Weitem noch nicht fertig. 

Des Weiteren haben Sie, Frau Ministerin, den Verbund zur Drohnenabwehr der Nordländer an-

gesprochen. Vor Kurzem habe ich Zahlen aus Nordrhein-Westfalen gesehen, die zeigten, wie 

stark auch dort mit Drohnen spioniert wird. Das wird in Niedersachsen wahrscheinlich ähnlich 

sein. Wie ist das Zeitfenster dieses Verbundes? Wann kommen wir dann sozusagen ins Handeln, 

ins Abwehren dieser täglichen Spionage? 
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Ministerin Behrens (MI): Ich bin sicher, dass jede Fraktion und natürlich auch Sie als Oppositi-

onsfraktion Ideen haben, wie man mehr Schritte gehen kann. Ich will an dieser Stelle aber sagen: 

Wenn ich mir die Landeshaushalte der vergangenen Jahre anschaue und betrachte, was wir in 

diesem Jahr erreicht haben - mehr Stellen, erheblich mehr Mittel für die Polizei, erheblich mehr 

Mittel für den Katastrophenschutz -, dann fällt es, ehrlich gesagt, sehr schwer, daran Kritik-

punkte zu finden. Wenn ich die Haushaltsrede von Herrn Thiele in der vergangenen Woche rich-

tig verstanden habe und Sie das Thema Stellenreduzierung ansprechen, dann hoffe ich, dass 

damit nicht die Polizei gemeint ist. Aber darauf werden Sie sicherlich achten. Wir können mit 

mehr Geld immer gut umgehen. Aber das, was wir in diesen Haushalt einstellen, ist wirklich sehr 

ehrenwert und erheblich. Daher kann ich verstehen, dass man schwer Lücken findet. 

Zum Thema Sirenenausstattung. Sie wissen, dass sich schon mein Vorgänger mit dem Ad-hoc-

Paket sehr intensiv damit beschäftigt hat und, obwohl es Sache des Bundes ist, Landesmittel 

bereitgestellt wurden, damit die Sireneninfrastruktur weiter ausgebaut wird. Wir haben bisher 

noch keine Informationen des Bundes, wie der Pakt für Bevölkerungsschutz weiter ausgestattet 

ist. Wir gehen davon aus - so habe ich auch den Kollegen Bundesminister verstanden -, dass man 

auf das Thema Sirenen noch einmal eingeht. Wir haben vor, mit den Mitteln des Sondervermö-

gens das Ad-hoc-Paket weiterzuführen. Dabei werden auch die Sirenen ein Thema sein. 

Wir haben uns in der Vergangenheit offen dafür gezeigt, in Sireneninfrastruktur zu investieren. 

Wichtig ist aber, dass wir den Bund nicht aus der Verantwortung entlassen. Daher werden wir 

uns mit dem Bund freundschaftlich dazu verständigen, wo er investiert. Und wenn es dann Lü-

cken gibt, müssen wir schauen, wie wir diese schließen. Aber wenn Sie sich anschauen, wie groß 

das Sondervermögen ist, welche Mittel auf Bundesebene inzwischen zur Verfügung stehen, wel-

che Mittel auf Landesebene zur Verfügung stehen und welche Mittel der Bundesinnenminister 

allein für den Bereich Katastrophenschutz angekündigt hat, dann werden Sie feststellen, dass 

wir damit auch eine vernünftige Sireneninfrastruktur gut ausgebaut bekommen. 

In den vergangenen Jahren hat der Bund 8 Millionen Euro und wir weitere 10 Millionen Euro für 

das Sirenenprogramm bereitgestellt. Aber wir haben festgestellt, dass es wirklich große Schwie-

rigkeiten gab, beliefert zu werden. Die Hersteller haben lange gebraucht, um die Sirenen auszu-

liefern. Daher, glaube ich, ist eine besondere Herausforderung für die nächste Zeit, dass alle 

Hersteller ihre Bestellungen erfüllen können. Ich bin da ganz offen: Wir brauchen eine gute Si-

reneninfrastruktur. Der Sirenenwarntag hat gut geklappt. Die Sirenen haben landesweit gut 

funktioniert. Aber wir müssen das weiter ausbauen; denn wir haben noch Lücken. 

Zum Thema Drohnenabwehr. Wir haben im Gegensatz zu einigen anderen Bundesländern eine 

klare Verankerung dessen im Haushalt, was wir ausgeben wollen. Wir haben auch eine klare 

inhaltliche Konzeption zur Drohnenabwehr, die wir mit den anderen Bundesländern eng abge-

stimmt haben. Wir haben uns in Rostock zwar nicht auf eine gemeinsame Beschaffung, aber auf 

ein gemeinsames, kompatibles System verständigt. Denn letztlich muss natürlich jede Landes-

polizei erst einmal für sich Verantwortung tragen. Doch dann muss es zusammenpassen. Daher 

sind wir, wenn jetzt im Oktober quasi die rechtlichen Grundlagen geschaffen werden, auch die 

des Bundes, im Grunde mit unserem Konzept bezüglich der Anschaffungen fein. Das ist auch 

kompatibel zu dem, was zum Beispiel Schleswig-Holstein anschaffen wird. Wir haben uns im Juli 

in Rostock darauf verständigt, auch im Herbst wieder zusammenzukommen, um den Fortschritt 

sehr genau zu begleiten. 
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In Rostock bei der Nord-IMK haben nicht nur die fünf Innenministerinnen und Innenminister der 

Nordländer zusammengesessen, sondern auch die Bundeswehr war dabei. Denn wir möchten 

unsere Drohnenabwehr-Konzeption natürlich mit dem abstimmen, was die Bundeswehr be-

nutzt, damit es zusammenpasst. Die Bundeswehr hat uns dazu erhebliche inhaltliche Hinweise 

geben können. Letztlich geht es darum, auch außerhalb der militärischen Situation eine Droh-

nenabwehr zu haben. Diesbezüglich sind wir in Rostock wirklich einen guten Schritt weiterge-

kommen und sind inhaltlich konzeptklar. Sobald die haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ge-

schaffen worden sind, werden wir in die Beschaffung einsteigen. 

Zu den Hinweisen auf Drohnenüberflüge. Im Hellfeld, also bezüglich der Fälle, die bei der Polizei 

ankommen und auch in den Lagebildern der Polizei dokumentiert werden, haben wir schon jetzt 

erheblich mehr Sichtungen als im gesamten vergangenen Jahr. Das Bild bezüglich der Drohnen-

sichtungen ist sehr dynamisch, sowohl hinsichtlich der Sichtungsorte als auch der Typen; denn 

es gibt unterschiedliche Drohnen. Sie wissen, dass unter Federführung des LKA Niedersachsen 

zusammen mit den Kollegen aus Schleswig-Holstein zu Beginn dieses Monats eine sehr bedeut-

same Durchsuchung eines Frachters durchgeführt wurde, der im Verdacht steht, ein erheblicher 

Teil eines Spionagesystems zu sein. Das ist, finde ich, ein wichtiges Zeichen, das wir gesetzt ha-

ben, um auch zu zeigen: Wir schauen nicht nur zu, wenn uns Drohnen überfliegen, sondern wir 

beobachten die Szene und diejenigen, die im Bereich Sabotage und Spionage unterwegs sind, 

sehr genau. Daher bin ich sehr froh, dass das LKA Niedersachsen schon über Monate sehr inten-

siv an dem Thema arbeitet und jetzt - das erste Mal - auch öffentlich gezeigt hat, wie handlungs-

stark die Polizei Niedersachsen diesbezüglich ist. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD): Ich habe keine konkreten Fragen zum Haushalt. Allerdings habe 

ich im Vorfeld zu dieser Innenausschusssitzung die mediale Berichterstattung über die gestrige 

Sitzung des Haushaltsausschusses gelesen, bei der mich die Tendenz dessen, was dort wieder-

gegeben wurde - sofern es richtig wiedergegeben wurde -, arg verwundert hat. Daher würde ich 

gern eine Einschätzung abgeben, weil es auch den Innenhaushalt sehr stark betrifft. 

In dieser Gesellschaft und in diesem Land haben wir traditionell eine sehr lange Debatte über 

die Frage, ob man Schulden oder keine Schulden machen soll. Gott sei Dank haben wir jetzt die 

Frage überwunden, ob die investive Schuld den gleichen Stellenwert genießt, wie die Schulden, 

die man ansonsten aufnimmt, was aus meiner Sicht bei der sogenannten Schuldenbremse im-

mer ein Riesenfehler war. Die investiven Schulden haben fast alle zu verantworten, die irgend-

wann mitregiert haben. Sie wurden aufgenommen, weil die Engpässe vorhanden waren. Jetzt 

fallen sie uns auf die Füße - ob bei Straßen, Schulen oder Polizeigebäuden, egal wo - wobei es 

egal ist, ob sie kommunal verantwortet wurden, weil man zum Beispiel kein Geld mehr in Schu-

len oder in Straßen gesteckt hat, oder vom Land zu verantworten sind. Eigentlich war ich froh, 

dass wir einen breiten gesellschaftlichen Konsens - bis auf ein paar wenige - gefunden hatten 

und erkannt haben, dass wir genau an dieser Stelle tätig werden müssen, damit wir auch Mög-

lichkeiten für Investitionen und nicht für irgendetwas anderes schaffen. Daher bin ich auch froh, 

dass wir uns nun darauf konzentrieren, die Möglichkeit dieser Umsetzung möglichst von unnüt-

zen Regelwerken zu befreien. 

Umso irritierter war ich, als ich lesen musste, dass nun sowohl der Landesrechnungshof wie auch 

die kommunalen Spitzenverbände bzw. insbesondere der Städte- und Gemeindebund in eine 

ganz andere Richtung diskutieren. Das wundert mich nicht nur, ich kann das auch kaum 
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verstehen, weil es jetzt nicht darum geht, irgendeiner Ebene irgendeine Schuld zuzuweisen, son-

dern darum, jetzt alles zu tun, damit wir die investive Schuld abarbeiten. 

Deshalb freut es mich, dass wir hier in diesem Haushalt jede Menge Punkte haben, die das wi-

derspiegeln, und dass wir über den Nachtragshaushalt der kommunalen Seite erhebliche Mög-

lichkeiten einräumen. Wir müssen dann nochmals genau schauen. Mit dem kürzlich eingebrach-

ten Kommunalfördergesetz wurde ein deutlicher Akzent gesetzt, damit die Mittel auf einfachem 

Weg dazu genutzt werden können. 

Ich nehme als Mitglied des Parlaments, also des Gesetzgebers, immer gern Hinweise vonseiten 

des Datenschutzes, des Landesrechnungshofs und des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes 

entgegen. Das alles hat aber einen beratenden Charakter. Wenn die Haushaltsordnung Hemm-

nisse enthält, dann habe wir zu entscheiden, ob wir diese Hemmnisse in Kauf nehmen wollen 

und ob wir die Regel richtig oder falsch finden. Das entscheiden nicht andere, auch wenn sie 

manchmal nach außen diesen Eindruck erwecken wollen. 

Jeder, der hier schon ein bisschen länger dabei ist, weiß, dass ich im Rahmen einer Beratung im 

Datenschutzbereich mit der Vorgängerin des jetzigen Landesdatenschutzbeauftragen schwer 

aneinandergeraten bin, weil ich mir zwar gern Ratschläge geben lasse, mir aber nicht in meine 

Kompetenz als Mitglied einer gesetzgebenden Institution hineinreden und vorwerfen lasse, dass 

ich etwas falsch mache. Man kann eine andere Meinung haben. Aber wir müssen ordentlich 

aufpassen, dass die unterschiedlichen Ebenen nicht durcheinandergeraten, was diese Republik 

und diese Demokratie stark gemacht hat. 

Ich mache mich dafür stark, dass wir notwendige Regeln behalten, uns aber von denjenigen ver-

abschieden, die nicht notwendig sind und nur dazu führen, dass Dinge nicht umgesetzt werden. 

Wenn wir jetzt Gebäude in Ordnung bringen und Anschaffungen tätigen können, dann geht es 

nicht um Schulden, über die man klagen muss, sondern um Schulden, die sich tragen, weil sie 

unsere investive Schuld nehmen. Wenn man seinen Kindern und Enkelkindern investive Schul-

den hinterlässt, dann wiegt das genauso schwer, wie wenn man ihnen sonstige Schulden hinter-

lässt. 

Ich hoffe, dass ich mich nur äußere, solange ich in der Politik aktiv bin, und meinen Nachfolgern 

keine Ratschläge über die Entscheidungen geben werde, die ich zu verantworten habe. Denn es 

waren immer solche, die einem so schlaue Ratschläge wie die Schuldenbremse gegeben haben. 

Ich trage zum Beispiel die Mitverantwortung, dass in meiner Kommune und an vielen anderen 

Stellen investive Schuld entstanden ist. Ich habe die Verantwortung getragen und habe mich 

nicht deutlich genug gegen diese unsinnige Regelung gewehrt, investive Schuld nicht genauso 

zu bewerten. Ich werde daher alles daransetzen, dass dieser Fehler, den ich auf der kommunalen 

und auf allen anderen Ebenen, auf denen ich tätig war, mitzuverantworten habe, jetzt abgear-

beitet wird. Und deshalb werde ich der Debatte, wenn sie vom Landesrechnungshof und den 

kommunalen Spitzenverbänden so geführt wird, sehr energisch entgegentreten. 

Ich habe auch erlebt, wie schwer es unter den verschiedenen Finanzministern war - ich erlebe 

jetzt den dritten -, bestimmte Dinge durchzusetzen, wie zum Beispiel kw-Vermerke bei der Poli-

zei usw. Dabei muss Personal dort, wo es gebraucht wird und erforderlich ist, auch vorhanden 

sein. Aber Personal, dass eingesetzt wird, um unnütze Regeln zu verwalten und zu kontrollieren, 

kann gestrichen werden. Das muss dann genau so diskutiert werden und nicht pauschalisiert. 



Niedersächsischer Landtag - 19. WP 81. AfIuS am 18.09.2025 | öffentlich | Seite 21 

 

Ich bin auch dankbar, dass die Höhergruppierungen kommen werden und wir dort, wo es not-

wendig ist, Menschen dazu holen, die uns im IT-Bereich und bei der digitalen Umsetzung helfen. 

Wir werden uns im Parlament noch darüber unterhalten müssen, ob auch der Ausschuss für 

diesen Themenkomplex die volle Verantwortung bekommen soll. Es ist, glaube ich, sinnvoll, dass 

dieses Thema, wenn es dem Innenministerium zugeordnet wird, auch in diesem Ausschuss be-

handelt wird und hier eine Rolle spielt. 

Frau Ministerin, Ihnen und Ihrem Haus möchte ich trotz dieser kritischen Bemerkungen zu Be-

ginn meinen herzlichen Dank aussprechen. Ich glaube, es ist ein Haushalt, auf den wir wunderbar 

aufbauen können. Auch wir werden Vorschläge dazu machen, wo man das eine oder andere 

vielleicht noch weiterentwickeln kann. Aber ich bin heilfroh, dass die Last der Beratung als Re-

gierungsfraktion im Innenbereich diesmal wesentlich leichter ist, als ich das in den vergangenen 

Jahren erleben musste. Denn im Zuge dessen setzt man sich ja nicht nur mit dem Finanzminis-

terium auseinander, sondern auch mit den anderen Fachbereichen. Der Innenbereich ist dabei, 

wie gesagt, dieses Mal sehr gut weggekommen. Dafür bin ich sehr dankbar. 

Ich bin auf die Einzelberatung gespannt, gleichzeitig aber, wie gesagt, dankbar und signalisiere 

jetzt schon, dass wir für diesen Nachtragshaushalt stimmen werden, und wir sind auch dafür, 

dass dieses Gesetz, das alles erleichtern wird, möglichst zügig umgesetzt wird. 

Abg. Michael Lühmann (GRÜNE): Auch mein Dank gilt der Ministerin und dem Haus. Sie haben 

einen wirklich guten und runden Haushalt vorgelegt. In Anlehnung an das eingangs erwähnte 

Zitat kann man sagen: Der Zustand des politischen Körpers hat sich tatsächlich deutlich verbes-

sert. Wenn man dort jetzt schon Trägheits- und Verfettungstendenzen sieht - darüber bin ich 

sehr erstaunt -, dann fällt das selbst hinter die Idee des Konservatismus zurück, notwendige ge-

sellschaftliche Entwicklungen nur so lange aufzuhalten, bis sie dann an der Reihe sind. Das ist 

die komplette Regression, und, ich glaube, das braucht niemand. 

Wir kümmern uns jetzt um die investiven Schulden. Ich finde den Begriff der Betonschulden so 

schön; denn die Situation hat sich über viele Jahrzehnte aufgebaut. Wir haben katastrophale 

Gebäudezustände. Diese Gebäude stammen aus Zeiten, in denen wir investiert haben. Doch 

dann haben wir sie lange nicht gut gepflegt, und nun gibt es eben diese ganzen Kosten. Daher 

ist es gut, dass wir uns jetzt darum kümmern und das auch mit ausreichendem Geld. Ich glaube, 

dabei spielt auch das große Sondervermögen eine Rolle, das der Bund aufgenommen hat und 

auch auf das Land durchstellt. Ich finde, es war ein gutes Signal, wie die Demokratinnen und 

Demokraten im Bund zusammengearbeitet haben. Wir alle wissen, wer bei diesen 500 Milliar-

den Euro welche Rolle gespielt hat und dass das Geld jetzt wirklich ankommt. Wir können uns 

doch gemeinsam freuen, dass es jetzt auch bei uns und vor allem bei der Polizei ankommt. 

Ich möchte an dieser Stelle noch eine weitere Sache anmerken: Wenn Leute sagen, wir investie-

ren zu viel und die Schulden steigen zu sehr, dann verwundert mich immer, dass die gleichen 

Leute nie auf die Idee kommen, in dieser Gesellschaft mal zu schauen, wer mithelfen könnte, 

diese Schuldenlast geringer zu halten. In der Coronazeit gab es bei einem sehr kleinen Teil der 

Bevölkerung Gewinn- und Vermögenszuwächse. Doch der ist an dieser Stelle immer außen vor. 

Es wird nie darüber geredet, dass auch diese Menschen ihren Teil dazu beitragen könnten, die-

ses Land, das ihnen Sicherheit für ihre Vermögen bietet, so zu unterstützen, dass diese Sicherheit 

auch weiterhin gewährleistet ist. Man kann sich in einer Demokratie mit Milliardenvermögen 
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sehr kommod einrichten und dann verlangen, dass diese Demokratie aber bitte gegen Zugriffe 

von außen verteidigt wird. Ich glaube, diese Debatte könnten wir auch mal führen. 

Ich bin daher sehr dankbar, dass wir bei der Polizei sowohl stark in die Ausstattung als auch ganz 

stark in die Köpfe investieren. Das ist, glaube ich, nicht jedes Mal gleichermaßen gelungen. Die-

ses Mal machen wir beides, weil wir dieses Geld haben. Das zeigt, was man an der Stelle leisten 

kann. Ein weiterer Hinweis, weil es diesbezüglich immer mal kleine Spitzen auch hinsichtlich der 

Gesetzgebungsverfahren gibt: Das bekommt Rot-Grün ganz gut hin. Und hierbei liegt die Beto-

nung auf „grün“, weil immer wieder gesagt wird, die Grünen würden das nicht mitgehen. Doch, 

die gehen das mit und finden das richtig! Die finden es richtig, dass wir Polizei stärken. Die finden 

es richtig, dass wir den Verfassungsschutz stärken. Ehrlich gesagt hat der Verfassungsschutz be-

kanntlich auch unglaublich viel zu tun. Das hat viel mit einer Partei zu tun, deren Mitglied auch 

hier im Raum sitzt. Wenn sich die AfD mal deradikalisieren würde, dann hätte der Verfassungs-

schutz wieder ein bisschen mehr Zeit. Und wenn die AfD die kurzen Wege nutzen würde, dann 

könnten Sie vielleicht mal über Herrn Krah nach Russland durchstellen, dass wir diese russischen 

Drohnen echt störend finden. Denn man hat da ja kurze Drähte. Auch das wäre hilfreich.  

Ein Punkt noch zu FoDEx, weil mich das mitbetrifft. Ich war lange am Institut für Demokratiefor-

schung tätig und habe Tür an Tür mit diesen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern gear-

beitet. Ich bin sehr froh, dass es jetzt gelungen ist, im Haushalt abzubilden, was vorher schon 

immer die Realität war. Mich hat immer gestört - und es war auch unseriös -, Wissenschaftlerin-

nen und Wissenschaftlern aufgrund einer gewissen Haushaltstitelzuordnung nicht zuzugeste-

hen, dass sie unabhängig forschen. Ich fand diese Kritik, die aus bestimmten Kreisen kam und 

auch immer mich mitgetroffen hat, ungehörig. Nur, weil man Geld aus einem bestimmten Topf 

bekommt, heißt das nicht, dass man nach einem bestimmten Willen forscht, sondern man 

forscht in einem Austausch miteinander. Als Wissenschaftler ist man immer frei, völlig egal, wo-

her das Geld kommt. Das sollte man Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zugestehen. 

Wenn wir das an der Stelle nachvollziehen, ist das ein ganz wunderbarer Weg. Das macht es für 

die Kolleginnen und Kollegen in Göttingen, glaube ich, ein bisschen einfacher. 

Bei den vielen wunderbaren Sachen, die im Haushaltsplanentwurf stehen, ist es mir wichtig zu 

ergänzen, dass wir nicht nur die innere Sicherheit stärken. Innere Sicherheit bedeutet nicht nur 

Polizei und Verfassungsschutz, sondern ist viel umfassender. Es ist enorm wichtig, dass wir Poli-

zei und Verfassungsschutz beim Kampf für unsere Demokratie an unserer Seite wissen. Deswe-

gen freue ich mich, dass wir auch das Projekt „Polizeischutz für die Demokratie“ verstetigen 

konnten. Das ist ein ganz wichtiges Projekt, bei dem aus vielen Bundesländern und sogar aus 

anderen europäischen Ländern auf uns geschaut wird. Auch die sehr kritische Polizeiwissen-

schaft schaut sehr lobend auf dieses Projekt. Ich glaube, da machen wir etwas richtig Gutes. In 

dieser Richtung läuft es, glaube ich, gut. Aber wir werden bestimmt noch ein paar Ideen haben, 

die wir dann gern diskutieren. 

Ich kann mich meinem Vorredner anschließen: Auch ich fand es seltsam, dass auf der einen Seite 

von der Opposition hier und da noch mehr gefordert, gleichzeitig aber eine Ausgabenkritik ge-

äußert wurde. Bei der Logik bekomme ich einen Knoten im Kopf; irgendetwas stimmt da nicht. 

Zwei Punkte zum Schluss. Dass wir in die LAB NI Geld geben und die Standorte stärken, obwohl 

zurzeit keine Menschen kommen, ist, glaube ich, ein gutes Signal. Das ist im besten Sinne Vor-

sorge. Ich empfehle immer denjenigen, die Zeit haben, nach Bad Sachsa zu fahren. Die dortige 
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Einrichtung ist wirklich wunderbar und zeigt, was man machen kann, wenn man das Thema Un-

terbringung gut löst. 

Der letzte Punkt: Sport. Das Thema behandeln wir in Niedersachsen ohnehin schon besonders. 

Vergangenes Jahr haben wir das Glücksspielgesetz geändert, wodurch der Landesportbund zu-

sätzlich Geld bekommen hat. Die Ministerin und auch ich haben uns diese „Beweg was!“-Camps 

angeschaut. Das ist eine wunderbare Geschichte. Junge Menschen lernen im Verein, im Sport all 

die Basics, die wir eigentlich auch in der Gesellschaft und in der Demokratie brauchen. 

Ich freue mich auch sehr, dass Die Finals unterstützt werden. Ich sehe zwar nicht mehr so aus, 

aber als ehemaliger Leistungsturner und Leistungsjudoka freue ich mich, dass ich mir das an-

schauen darf, dass die Landesregierung das unterstützt und dass der Sport zu mir in die Nähe 

rückt.  

Dass wir parallel noch die Vereinssportstätten unterstützen, begrüße ich auch. Ich war bei mei-

ner Sommertour bei sehr vielen Vereinen zu Gast. Das ist ein wunderbares Signal. Sie alle warten 

darauf und freuen sich, dass wir dort ein Stück weit unterstützen. Das Geld reicht nie, das wissen 

wir alle. Aber dieser Haushalt ist ein Fingerzeig darauf, wie wir in eine bessere Finanzierung vie-

ler Bereiche einsteigen, und das sollten wir fortsetzen. Wenn wir Einnahmequellen finden - ich 

habe es am Anfang gesagt: Ich glaube, es gibt in dieser Gesellschaft welche -, dann können wir 

das gern weiter fortsetzen. Denn ewig können wir das auf Schuldenlast natürlich auch nicht ma-

chen. 

Abg. Nadja Weippert (GRÜNE): Frau Ministerin, herzlichen Dank für die Vorstellung des Haus-

halts. Ich kann mich den Worten von Herrn Watermann und Herrn Lühmann anschließen. Die 

Irritation, die Herr Watermann hinsichtlich der Presseberichterstattung hatte, war bei mir ähn-

lich. Denn ich erinnere mich noch ziemlich gut, dass Frau von Klaeden hier in diesem Ausschuss 

saß und gefordert hat, dass wir schauen, wie wir die Kommunen dahingehend entlasten und 

diese Schulden, die in den Gebäuden stecken, abbauen, und das Land in der Hinsicht mehr Ver-

antwortung übernimmt. Das tun wir jetzt mit diesem Haushalt. 

Herzlichen Dank auch für den Nachtragshaushalt, die KIP-Mittel und das Niedersächsische Kom-

munalfördergesetz, das hoffentlich als Role Model für andere Länder gelten kann. Denn wir 

möchten entbürokratisieren und den Kommunen das Geld wirklich schnell zur Verfügung stel-

len, damit dort etwas passiert. Wir wissen, wie lange Vergaben dauern und was wie lange 

braucht. Aber an uns liegt es nicht. Wir werden das Geld sofort weiterreichen. Ich finde ziemlich 

gut, wie das geregelt ist und dass es auch rückwirkend gilt. Das alles haben wir schon bei der 

Vorstellung des Gesetzentwurfs in einer der jüngsten Sitzungen besprochen. Vielen Dank auch 

dafür. 

Ein wichtiger Punkt ist auch die demografiefeste Verwaltung; das sehen wir in allen Kommunen 

Land auf, Land ab. Hier drin stehen ganz wichtige Punkte, damit wir dann auch überall gut auf-

gestellt sind. Das Gleiche gilt für den Katastrophenschutz. Es ist zudem sehr gut, dass es auch 

bei dem wichtigen Punkt Digitalisierung vorangeht und dass dort klare Akzente gesetzt werden. 

Denn das brauchen wir in diesem Land. 

Abg. Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): Ich bin erschrocken, und gleichzeitig bin ich aber auch 

dankbar für die offenen Worte der SPD und der Grünen. Wer ist denn für die „investiven 
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Schulden“, wie es hier so schön ausgedrückt wird, verantwortlich? Das Innenministerium wird 

seit über zwölf Jahren von der SPD geleitet. Sie stellen seit über zwölf Jahren den Haushalt auf. 

Sie sind verantwortlich für die marode Infrastruktur. Zur Wahrheit gehört definitiv, dass wir in 

vielen Dingen einfach über unsere Verhältnisse gelebt haben und das Geld für konsumtive Aus-

gabe und nicht für Investitionen ausgegeben haben. Dafür tragen Sie die Verantwortung und 

nicht die AfD. 

Jetzt beginnen Sie den nächsten Sündenfall. Dass Sie die Presse für ihre Berichterstattung kriti-

sieren, das finde ich auch schon hoch interessant. Mehr neue Schulden bedeuten mehr neue 

Zinsen. Ihre Fantasie, nach immer neuen Einnahmequellen zu suchen, spricht genau dafür: Sie 

können nicht mit Geld umgehen. Ich finde das mehr als erschreckend, aber zugleich bezeich-

nend. 

Ich habe aber noch eine konstruktive Frage an die Ministerin. Viele unserer Beamten erreichen 

nicht das Pensionsalter. Wir wissen, 50 % gehen bereits mit ungefähr 60 Jahren oder vorher in 

Pension, weil der Stress und die Belastung zu hoch sind. Sie berichten über einen Fachkräfte-

mangel. Deswegen meine Frage: Was hat das Innenministerium konkret vor, damit die Zahl 

der - ich nenne es mal so - „Frühpensionierungen“ zurückgeht? Denn wir brauchen dieses erfah-

rene Personal. 

Ministerin Behrens (MI): Herr Abgeordneter, ich weiß nicht, wo Sie die Zahlen hernehmen. Im 

Personalentwicklungsbericht der Landesregierung können Sie sich das Durchschnittsalter und 

die einzelnen Pensionsabgänge ansehen. Die Zahlen, die Sie hier nennen, gibt es dort nicht. Da-

her würde ich Sie bitten, sich den Personalentwicklungsbericht vorzunehmen. 

Zu Ihrer richtigen Frage nach dem demografischen Wandel. Wir befinden uns nicht nur in Nie-

dersachsen und nicht nur im öffentlichen Dienst, sondern in allen Bundesländern und insgesamt 

und überall in einem starken demografischen Wandel. Für die Landesverwaltung kann ich sagen, 

dass in den nächsten zehn Jahren 30 % der Bediensteten in den wohlverdienten Ruhestand ge-

hen. 30 % sind richtig viel, und das gab es in dieser Dimension noch nie in der Geschichte des 

Landes und der Bundesrepublik. Daher sind wir sehr daran gehalten, dass wir einen Maßnah-

menmix auflegen. Der erste Teil dessen ist - und das habe ich Ihnen auch gerade in meiner Haus-

haltsrede vorgetragen -, dass wir uns sehr darum bemühen, die Mitarbeitenden so lange wie 

möglich gesund im Beruf und im Job zu halten. Deswegen haben wir im Innenministerium ein 

Projekt namens CARE aufgelegt, das wir jetzt inhaltlich und vor allen Dingen personell verstär-

ken. CARE ist ein Projekt, im Rahmen dessen Mitarbeiter, die eine Zeit lang aus unterschiedli-

chen Gründen nicht arbeiten konnten, gut begleitet werden, um schnell wieder in den Dienst 

zurückzufinden, bzw. sich sehr schnell Hilfe holen können, wenn sie merken, es tut sich etwas 

und ihnen geht es nicht so gut. Wir sind das einzige Bundesland, das es mit diesem Konzept so 

macht. Denn es geht natürlich darum, Stellen wiederzubesetzen, aber es geht auch darum, die 

Mitarbeitenden, die da sind, gesund zu halten. Deswegen ist das Thema CARE ganz wichtig. Wir 

haben diese Konzeption übrigens für die gesamte Landesverwaltung. Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt. Die Menschen, die wir in den nächsten Jahren brauchen, sind gar nicht gebo-

ren. Deswegen müssen wir uns über das Thema Digitalisierung effizient aufstellen und stecken 

viel Kraft in die Verwaltungsdigitalisierung. Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir Ihnen im nächs-

ten Jahr diesbezüglich Fortschritte vermelden werden können, sowohl hinsichtlich der Landes-

verwaltung als auch und vor allen Dingen der Kommunalverwaltung. Wir führen mit den 
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Kommunen intensive Gespräche zu Veränderungsbedarfen und Standardisierungen. Alle haben 

die Not erkannt und sind deswegen auch hoch motiviert. 

Der dritte Punkt. Weniger ist mehr! Deswegen hat sich die Landesregierung einem sehr schwie-

rigen Prozess gestellt, den wir „Einfacher. Schneller. Günstiger.“ nennen, und im Zuge dessen 

wir Verwaltungsmechanismen hinterfragen, um zu schauen, wie wir eigentlich einfacher werden 

können. Können wir die Arbeit, die wir uns selbst machen, reduzieren? Können wir Bürokratie 

abbauen? Können wir Überprüfungsvorschriften abbauen? Können wir Mittel einfacher zur Ver-

fügung stellen? Das Kommunalfördergesetz ist eine von vielen Kleinigkeiten, die wir in diesem 

Bereich umsetzen. 

Insgesamt sind alle Häuser der Landesregierung in einem intensiven Managementprozess, in 

dem sie in der Tat nach dem Motto „Mut zur Lücke“ bzw. „Weniger ist Mehr“ Regeln vereinfa-

chen, abbauen, verschlanken wollen. Das ist einfacher gesagt als getan; es ist für alle Ministerien 

mühsam, sich diesem Prozess zu stellen. Aber alle Ministerien machen das. Wir alle sind mitei-

nander zum Erfolg verdammt; denn der demografische Wandel lässt sich nicht aufhalten. 

Im Innenministerium versuchen wir, möglichst alle Kolleginnen und Kollegen so lange es geht 

am Arbeitsplatz zu halten. Das gelingt uns auch; das sehen Sie im Personalentwicklungsbericht. 

Bei der Polizei gehen die Polizistinnen und Polizisten aus guten Gründen ein bisschen früher in 

Pension, weil sie einen sehr herausfordernden Job haben. Das möchte ich nicht in Abrede stel-

len. Ich hoffe, Sie möchten nicht, dass Polizisten künftig länger arbeiten. 

(Abg. Stefan Marzischewski-Drewes [AfD] schüttelt den Kopf) 

- Das haben Sie nicht gefordert? Dann bin ich schon mal beruhigt; denn das hatte ich zwischen 

den Zeilen gelesen. 

Nichtsdestoweniger ist es wichtig, dass wir es Menschen möglichst lange ermöglichen, im Job zu 

bleiben, indem wir zum Beispiel auch mehr Teilzeitmöglichkeiten und mobiles Arbeiten anbie-

ten. Das alles tun wir. 

Abg. Claus Seebeck (CDU): Frau Ministerin, vielen Dank. Bevor ich zu einer konkreten Frage zum 

Einzelplan komme, möchte ich eine ganz kurze Anmerkung zur gestrigen Sitzung des Haushalts-

ausschusses machen. Ich will keine Grundsatzdiskussion anfangen; das hatten wir gestern zur 

Genüge. Da ging es um Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit und darum, inwieweit es für 

die landeseigenen Betriebe wie NPorts, die Landeswohnungsbaugesellschaft oder die Landes-

nahverkehrsgesellschaft möglich ist, innerhalb von zwei Wochen diese Gelder auszugeben. Denn 

erst im Dezember-Plenum werden wir den Nachtragshaushalt 2025 beschließen, und diese er-

heblichen Investitionssummen sind ein Riesenpaket, das eigentlich im Jahr 2025 nicht mehr zum 

Tragen kommen wird. Das wurde gestern von Frau von Klaeden angesprochen. Was nicht disku-

tiert, sondern sogar positiv gesehen wurde, waren die 400 Millionen Euro für die Kommunen. 

Da bin ich ganz bei Ihnen, Herr Watermann. Wir alle, die auf kommunaler Ebene unterwegs sind, 

tragen Verantwortung. Auch das wurde gestern ganz klar gesagt. Dieses Geld ist durch den Pakt 

für Kommunalinvestitionen, wie Sie ihn bekanntlich vorgeschlagen haben, auch rückwirkend ab 

dem 1. Januar 2025 für die Kommunen nutzbar. Deswegen wurde das auch nicht infrage gestellt. 

Nur um das noch mal zu sagen: Was Sie gerade eben dargestellt haben, was für Sie wichtig ist, 

das ist auch für uns momentan wichtig. Wir sind nicht der Landesrechnungshof, aber auch als 
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Opposition haben wir das natürlich hinterfragt. Dabei wurde kritisiert, dass das Geld nicht, wie 

geplant, aus den Überschüssen 2024 kommt, sondern aus dem Topf der neuen Verschuldungs-

möglichkeit genommen wird. Das wurde ganz klar angesprochen, weil es zum einen nicht das 

ist, was von der Landesregierung kommuniziert wurde, und weil es zum anderen die Neuver-

schuldung nochmals nach oben drückt. Daher bin ich diesbezüglich auch voll auf der Seite des 

Landesrechnungshofs. Frau von Klaeden hat in der Hinsicht schon die richtigen Sachen ange-

sprochen. 

Auch die kommunalen Spitzenverbände waren hinsichtlich der zusätzlichen Mittel für die Kita-

Betreuung, für die Investitionen usw. positiv gestimmt - das muss man klar sagen. Das alles war 

soweit auch okay. Sie haben eben kritisiert, dass die strukturellen Probleme nicht angegangen 

werden: kommunaler Finanzausgleich, Steuerverbundquote und Ähnliches. 

Ich komme zu meiner Frage zum Haushalt - Stichwort „Zuweisung für den Pakt für Kommunalin-

vestitionen“. Im Haushaltsplan steht in der Erläuterung, dass die Höhe der Einzelförderung von 

den bewilligten Fördermaßnahmen der Kommunen abhängig ist. Das wird sich aber dann mit 

dem Kommunalfördergesetz ändern, richtig? Dann wäre die Anmerkung, die hier noch steht, 

nicht richtig. 

Ministerin Behrens (MI): Ich möchte mich zu der Debatte, die gestern im Haushaltsausschuss 

geführt wurde, nicht äußern, da ich nicht dabei war, und ich möchte mich auch zu der Debatte 

um den Gesamthaushalt nicht äußern. Ich möchte als Verantwortungsträgerin für den Bereich 

des Inneren nur Folgendes sagen: Zumindest in der Berichterstattung habe ich herausgelesen, 

dass es mindestens seitens des Landesrechnungshofes Zweifel gibt, ob man die gesamten Mittel 

des Haushalts, flapsig formuliert, auf die Straße bringen kann. Für das Innenministerium kann 

ich sagen, dass ich diese Zweifel nicht teile und diesbezüglich ganz gelassen bin. In der Polizei 

haben wir bekanntlich schon lange Investitions- und Sanierungsstaus. In den vergangenen Jah-

ren haben wir entweder in die Sachmittel oder in die Personalausstattung investiert. Wenn wir 

in Personalausstattung investiert haben, mussten die Sachmittel darunter leiden. Wenn wir in 

Sachmittel investiert haben, musste die Personalsituation darunter leiden. In diesem Haushalt 

nehmen wir beides vor. 

Deswegen sind die Mittel, sowohl diejenigen, die das Land investiert, als auch diejenigen, die 

wir aus dem Sondervermögen für die Polizei und den Katastrophenschutz nutzen möchten, mit 

konkreten Planungen und Anschaffungen hinterlegt. Das heißt, sobald die rechtlichen Möglich-

keiten des Beschlusses des Landeshaushaltes als auch die rechtlichen Möglichkeiten zum Ende 

des Jahres im Bund geschaffen sind, gehen die Bestellungen raus. Daher kann ich für das Innen-

ministerium sagen: Die Mittel, die wir dort eingeplant haben, werden relativ schnell ausgekehrt, 

weil sie gebraucht werden, weil die Sachmittel gebraucht werden. Alles das, was wir eingeplant 

haben, haben wir gut vorbereitet, und wir warten im Grunde nur auf die Beschlüsse. Dann kön-

nen wir loslegen. Auch die Polizei und der Katastrophenschutz brauchen diese Ausstattung. Da-

her ist das gar nicht das Problem. 

Zum Thema Kommunalfördergesetz. Hierzu habe ich im Innenausschuss intensiv vorgetragen. 

Sie waren nicht dabei, das ist überhaupt kein Vorwurf. Es ist vorgesehen, dass das Kommunal-

fördergesetz quasi die Plattform ist. Wir werden darauf aufbauend eine entsprechende Verord-

nung erlassen. Es werden 600 Millionen Euro an die Kommunen gehen - 400 Millionen Euro in 

diesem Jahr, rückwirkend eingesetzt, 200 Millionen im kommenden Jahr. Wenn es nicht 
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ausgegeben wird, kann es übertragen werden. Das ist überhaupt kein Problem. Über eine Pau-

schale wird es 200 000 Euro für jede Stadt, jede Gemeinde geben. Ansonsten wird es über die 

Einwohnerzahl verteilt. Und die Art und Weise, wie das Geld eingesetzt wird, wird Sache der 

jeweiligen Kommune sein. Die Prüfungsmöglichkeiten, die Abrechnungsmöglichkeiten und die 

Verwendungsmöglichkeiten werden über die Verordnung, die wir dazu erlassen werden, sehr 

klar reduziert sein. Sollten wir in der Erläuterung des Einzelplans nachsteuern müssen, dann ma-

chen wir das. Aber ich würde die Erläuterung nicht auf die Goldwaage legen. Es ist wie von mir 

beschrieben vorgesehen. Wir haben ein Interesse daran, dass das Ganze sehr bürokratiearm und 

mit wenigen Kontrollen gelöst wird und das Geld schnell ankommt, damit die Kommunen damit 

arbeiten können. Das alles ist hoffentlich eine Blaupause für weitere Förderungen. Wir sind jetzt 

die Ersten, die das so nutzen. Und sobald das Gesetz beschlossen ist, wird auch die Verordnung 

dazu erlassen. Dann werden Sie in der Verordnung auch sehen, dass das Ganze sehr schlank 

aufgestellt ist. 

Abg. Nadja Weippert (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Seebeck, für Ihre Ausführungen, weil Herr 

Watermann und ich nicht dabei waren. Daher möchte ich den Vorwurf von Herrn Marzische-

wski-Drewes zurückweisen, dass wir von Rot-Grün die Presse kritisiert hätten. Wir haben einzig 

und allein gesagt, dass es so aus der Presseberichterstattung zu lesen war. Nur das, was dort 

stand, konnten wir wahrnehmen. 

Ich habe mich auch bei dem Statement des Kollegen Marzischewski-Drewes gewundert. Ich 

meine gehört zu haben, dass Herr Marzischewski-Drewes für den Posten des Landrats kandi-

diert. Ich frage mich, ob es dann in Gifhorn goldene Bürgersteige und Schulen geben wird oder 

ob es dort nicht genauso wie bei uns im ganzen Land ist, dass nämlich die Straßen quasi ausei-

nanderfallen, die Brücken marode sind und die Gebäude des öffentlichen Lebens aus den 60er-, 

70er-Jahren sanierungsbedürftig sind und dort eben Investitionen gefehlt haben. 

Im Grunde haben wir jetzt eine doppelte Kostenbelastung, weil man so lange gewartet hat. In 

den Zeiten, in denen hätte investiert werden müssen, wurde nicht investiert. Mittlerweile haben 

wir ganz hohe Baukosten. Das war vor ein paar Jahren noch anders. Auch in den kommunalen 

Haushalten hatten wir übrigens eine Null-Prozent-Finanzierung. Da mussten wir teilweise Straf-

zinsen für das Geld zahlen, das wir liegen hatten. Das ist doch ein absoluter Widerspruch. Es 

wurde nicht richtig investiert, und jetzt müssen wir mehr für das zahlen, was liegengeblieben ist. 

Wir werden das jetzt tun. Das Abwarten hat alles doppelt verteuert. 

Das war auch absehbar. Im November vergangenen Jahres habe ich im Plenum eine Rede gehal-

ten, in der ich gesagt habe, dass ich ziemlich sicher bin, dass die CDU-Fraktion das nächste Mal, 

wenn sie an einer Regierung beteiligt ist - egal ob im Land oder im Bund -, das, was sie wie eine 

Monstranz vor sich hergetragen hat - die Schuldenbremse -, wieder über Bord werfen wird. 

Denn es ist doch klar, wie die haushalterischen Regeln sind, und es war klar, dass investiert wer-

den muss. Das ist jetzt passiert. Auf der Bundesebene haben wir gemeinsam ermöglicht - auch 

die Grünen haben ihren Teil dazu beigetragen -, dass Investitionsmittel fließen können, weil wir 

alle die Verantwortung sehen. Genauso tragen wir diese Verantwortung auch hier im Land ge-

meinsam. Dazu gab es auch keine Kritik seitens der CDU-Fraktion. Im Gegenteil: Wir sehen, das 

Kommunalfördergesetz ist etwas äußerst Sinnvolles, und das muss angegangen werden. 

Vors. Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD): In der Tat ist nicht die Presse kritisiert worden - das wird 

auch aus dem Protokoll hervorgehen -, sondern der Inhalt dessen, was gestern gesagt wurde. 
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Abg. Ulrich Watermann (SPD): Frau Vorsitzende, ich bin dankbar, dass Sie das gesagt haben. 

Es gibt auch haushalterische Problemlagen, die wir selbst produzieren. Wir haben - das müssen 

wir diesmal nicht machen, wofür ich dankbar bin - in früheren Jahren - mal zusammen, mal mit 

den Grünen - die Stellen bei der Polizei über die politische Liste vermehrt. Das hat dann nach 

sich gezogen, weil der Polizeihaushalt in sich geschlossen ist, dass wir zwar mehr Personal hat-

ten, aber die Sachmittel nicht mitwuchsen; denn Posten auf der politischen Liste werden anders 

behandelt, sie werden in den folgenden Jahren nicht automatisch weitergeführt. Man muss auch 

darauf achten, dass bei der Frage der Sachausstattung die personelle Ausstattung und die säch-

liche Ausstattung miteinander einhergehen, weil man ansonsten in Schwierigkeiten gerät. Zu 

Beginn unserer Regierungszeit gab es eine Diskrepanz. Dankenswerterweise haben wir das dann 

Zug um Zug angepasst. Nur das muss uns doch klar sein, wenn wir solche haushalterischen Prob-

lemlagen haben. Die werden anders gehandhabt als bei einem Kommunalhaushalt. Wir gehen 

nach anderen Haushaltskriterien vor. Und wegen der mittelfristigen Finanzplanung sind wir im-

mer in einer viel schwierigeren Situation als andere. 

Deshalb habe ich, Herr Kollege von der AfD, auch ganz klar gesagt: Ich habe Verantwortung über-

nommen. Dass Sie keine getragen haben, ist, glaube ich, auch ganz gut so, wenn ich Ihre Äuße-

rungen so höre. Aber ich stehe zu meiner, und Sie wollen meine Fehler wiederholen. Das ma-

chen Sie dann, wenn Sie mal irgendwo in die Verantwortung kommen. Ich habe meine Erkennt-

nisse gesammelt, und ich bewerte das anders, weil ich meine Erfahrungen damit gemacht habe, 

was passieren kann, wenn ich investive Schulden mitverursache. Das wird nicht günstiger, son-

dern das wird alles teurer, und die Probleme muss man doch irgendwann lösen. 

Deshalb finde ich es hervorragend, dass dieser Unterschied jetzt endlich gemacht wird und dass 

man mit den Schulden, die man vielleicht nur für die „Blumen im Schaufenster“ aufnimmt, an-

ders umgehen muss, weil es wenig sinnvoll ist, dafür Schulden aufzunehmen. Darüber sind wir 

an vielen Ecken auch mit unterschiedlichen Parteibüchern ja durchaus einer Meinung. Nur die 

Gesamtbewertung darüber, was man wann braucht, müssen wir sehr pragmatisch durchführen. 

Dass wir uns dahin entwickeln und jetzt alles daransetzen, dass wir diese Investitionen auch 

dorthin bekommen, wo damit Arbeit organisiert wird und man ziemlich schnell Erfolge sieht, ist 

gut. Denn das Schlimmste wäre, wir würden jetzt bei allen eine Erwartungshaltung aufbauen 

und diese geht nicht in Erfüllung. 

Ich bin pragmatisch und habe in der Politik immer versucht, pragmatisch zu sein. Aber auch 

wenn man so wie ich gestrickt ist, schätzt man leider ab und zu Dinge falsch oder die Auswirkun-

gen nicht richtig ein und wehrt sich nicht früh genug dagegen. Doch jetzt setze ich meinen Er-

fahrungshorizont ein. Ich glaube, dass wir das tun müssen. Ich glaube auch, dass wir an vielen 

Ecken anderer Themenkomplexe nach pragmatischen Lösungen suchen müssen. Dass wir die 

Dinge jetzt in unserem Haushalt schon vorfinden und nicht erst über Anträge im Nachhinein 

noch ergänzen müssen, begrüße ich sehr, weil wir uns deshalb auf das Setzen des einen oder 

anderen Akzentes konzentrieren können, der sich aber im nächsten Haushalt nicht zwingend 

wiederholen muss, weil man das nämlich nicht garantieren kann. Ich finde, es ist auch ein Stück 

Erkenntnis, wenn man damit, wie man was in einem Haushalt steuert, so umgeht, dass man die 

Probleme von morgen nicht mitorganisiert, wie das zum Beispiel bei den zusätzlichen Stellen der 

Fall war, die wir über die politischen Listen geschaffen haben. Das würde ich heute im Leben 

nicht mehr so machen, nachdem ich diese lange Debatte um die kw-Vermerke geführt habe. Das 

war elendig, nicht zielführend und hat keinem geholfen. Deshalb ist es gut, dass das im Haushalt 
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seitens der Regierung stattfindet und dass die Fraktionen mit ihren Anträgen begleitend Akzente 

setzen können, die dann auch wirklich politische Schwerpunkte setzen. 

Ich glaube, ein Stück gehört es auch dazu, in einer Zeit, in der alle so aufgewühlt debattieren, ab 

und an zu sagen: Ja, wir tragen Verantwortung! Wir erkennen Fehler! Wir reparieren sie! - Wenn 

andere sagen „Ja, wir wollen die Fehler aber noch mal begehen!“, dann sei es drum. Aber das 

muss dann auch benannt werden. Ich glaube, wir sind jetzt auf einem guten Weg, und ich bin 

dankbar, dass das gestern nicht so gelaufen ist, wie ich es befürchtet habe. 

Abg. Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): Frau Weippert, ich kenne die Situation im Landkreis 

Gifhorn sehr gut. Wenn wir weiterhin im gleichen Tempo die Straßen sanieren und das gleiche 

Geld ausgeben - und in anderen Landkreisen wird es so ähnlich sein -, würden wir 150 Jahre 

brauchen. Das steht im Verkehrsbericht des Landkreises Gifhorn. Unser Problem ist, dass wir 

nicht „Weniger ist mehr“ umsetzen. Da gebe ich Ihnen absolut recht, Frau Ministerin. Vor neun 

Jahren gab es 30 % weniger Stellen in der Landkreisverwaltung. Dennoch hat es funktioniert, 

wenn man sein Auto anmelden wollte, und auch Bauanträge sind zügig abgearbeitet worden. 

Das alles klappt jetzt aufgrund der ausufernden Bürokratie und der Pflichtaufgaben, die auf die 

Landkreise zusätzlich zukommen, nicht mehr. Das geht allen auf der kommunalen Ebene so. Der 

Irrsinn ist, dass wir uns mit Dingen beschäftigen, die keiner braucht, wie zum Beispiel dem Hitze-

telefon in Gifhorn, bei dem sich exakt 14 Leute registriert haben. Dafür werden Personal und 

Geld verschwendet. 

Vors. Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD): Wir sind am Ende der Debatte angekommen und Frau 

Ministerin möchte noch ein paar abschließende Worte sagen. Bitte schön! 

Ministerin Behrens (MI): Ich bedanke mich sehr herzlich für die Debatte. Ich wünsche Ihnen wei-

terhin viel Spaß bei der intensiven Debatte um den Haushaltsplanentwurf. Ich bin sicher, dass 

mein Team jede Frage gut beantworten kann, und freue mich dann auf die Abschlussberatung 

im Dezember im Plenum des Landtags. Ansonsten lege ich Ihnen den Nachtragshaushalt sehr 

ans Herz, weil er dazu führt, dass wir das Geld an die Kommunen ausschütten können. Das ist 

wichtig. 

* 

Der Ausschuss schließt die Mitberatung zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Haus-

haltsgesetzes 2025 (Nachtragshaushaltsgesetz 2025) und der Niedersächsischen Landeshaus-

haltsordnung (TOP 1) damit ab. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 

2026 (Haushaltsgesetz 2026 - HG 2026) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/7910 neu 

b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2025 bis 2029 

 Unterrichtung - Drs. 19/8151 

Zu a) erste Beratung: 70. Plenarsitzung am 10.09.2025 

federführend: AfHuF 

mitberatend: ständige Ausschüsse 

Zu b) gemäß § 62 Abs. 1 GO LT überwiesen am 27.08.2025 

federführend: AfHuF 

mitberatend: ständige Ausschüsse und Unterausschüsse 

 

Beratung des Entwurfs des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2026 

 

Einzelplan 17 - Landesbeauftragter für den Datenschutz 

 

Vorstellung 

LfD Lehmkemper: Ich bedanke mich für die Gelegenheit, den Haushalt meines Hauses hier vor-

zustellen, und möchte Ihnen über die Herausforderungen berichten, vor denen wir stehen. In 

Teilen stellt sich die Situation doch sehr ähnlich zu der aus den vergangenen Jahren dar. Aber 

zum Teil ist die Qualität eine andere, und es gibt auch neue Herausforderungen. 

Wie in den vergangenen zwei Jahren schon häufiger ausgeführt, habe ich meine Schwerpunkte 

inzwischen gesetzt: Ich setze auf die aktive Beratung. Sie ist eine unserer Aufgaben, und ich sehe 

darin eine wichtige Aufgabe. Denn mir ist es sehr viel lieber, von Anfang an bzw. im Prozess 

besseren Datenschutz zu erreichen, als hinterher große Bußgeldforderungen zu erheben, 

die - auch das ist eine Erkenntnis der vergangenen Jahre - die Gerichte häufig in der Art und 

Weise nicht teilen oder die - und diese Spitze sei mir im Hinblick auf die Berichterstattung in der 

heutigen Ausgabe des Rundblicks erlaubt - dann seitens der Gerichte bzw. in diesem Fall der 

Staatsanwaltschaft nicht adäquat weiterverfolgt werden. 

Aus meiner Sicht ist es daher wichtig, auf Beratung zu setzen, und diese Beratung nehmen wir 

sehr ernst. Nichtsdestoweniger - und da bin ich schon mitten in unserem Kerngeschäft ange-

langt - stellen wir fest: Die Bearbeitung von Beschwerden nimmt deutlich zu. Wir haben - und 

das hat mich selbst erschreckt - bei den Beschwerden im ersten Halbjahr 2025 im Vergleich zum 

ersten Halbjahr 2024 eine Steigerung um 43 %. Leider ist uns diese Deutlichkeit erst nach 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/07501-08000/19-07910.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08001-08500/19-08151.pdf
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Abschluss der Verhandlungen mit dem Finanzministerium aufgefallen, was aber kein Versuch 

sein soll, mehr Geld herauszuschlagen. 

Woran liegt das? - Ich glaube, es hängt auch mit dem Thema KI zusammen. Wenn Sie heute bei 

Google eingeben, was man machen kann, wenn der Nachbar das eigene Grundstück filmt, dann 

bekommen Sie nicht nur gesagt „Schauen Sie mal auf das Merkblatt des Landesdatenschutzbe-

auftragten in Niedersachsen“, sondern Sie bekommen von Google schon eine fertige Formulie-

rung präsentiert. Es gibt nicht wenige Bürgerinnen und Bürger dieses Landes, die diese fertige 

Formulierung unserem Eindruck nach mit Copy and Paste in ihren Brief aufnehmen und dann an 

uns als Beschwerde schicken. Das heißt, unser Geschäft verändert sich, gerade in den Bereichen, 

in denen hochfrequente, überwachungsintensive Technik wie Drohnen und Kameras im privaten 

Bereich verfügbar und einfach einsetzbar werden. Das führt gerade im Bereich Videoüberwa-

chung im privaten Bereich, aber auch im Internet, in den sozialen Medien und Bereichen wie 

Gesundheit, Finanzbranche und Immobilien zu erheblichen Steigerungen. Das will ich an dieser 

Stelle nicht unerwähnt lassen. Es macht mir nämlich tatsächlich Sorgen und zwar auch unter 

dem Aspekt der Fürsorge für meine Kolleginnen und Kollegen, die Beschäftigten des Hauses. Die 

zwei Sachbearbeiterinnen für private Videoüberwachung sagen mir zum Beispiel, dass sie das 

Ende ihres Arbeitsstapels nicht mehr sehen, was nicht sonderlich motivierend ist. Damit müssen 

wir uns in den kommenden Jahren alle gemeinsam intensiver auseinandersetzen. Wir - das will 

ich auch deutlich sagen - tun da unser Möglichstes durch Automatisierung und der damit ein-

hergehenden Effizienzgewinnung - aber dazu komme ich gleich noch. 

Ich möchte jetzt auf einen Punkt eingehen, zu dem ich Sie ausdrücklich beglückwünschen 

möchte. Sie haben uns im vergangenen Jahr Stellen für KI zugestanden. Inzwischen haben wir 

die Stabstelle KI eingerichtet, die richtig gute Arbeit leistet. Wir sind damit Vorreiter, das muss 

man klar sagen - jedenfalls hinsichtlich der Datenschutzbehörden der Länder, vielleicht auch der 

des Bundes. Wir haben mit der Stabstelle KI eine Stelle im Haus, die für die Kommunen, für Sie, 

für die Landesverwaltung, aber auch für Unternehmen erste Fragen in Sachen KI beantwortet. 

Das ist ein ganz wichtiger Erfolg. Ich habe dort hoch engagierte Kolleginnen und Kollegen sitzen. 

Das läuft gut, und das ist auch hinsichtlich des Beratungsansatzes sehr wichtig. 

Eine weitere Aufgabe, die auf uns zukommt - darauf komme ich später noch mal kurz zu spre-

chen - ist die die Umsetzung des Gesundheitsdatennutzungsgesetzes. Das ist ein neuer Ansatz 

im Datenschutz, der aber auch zukunftsfähig bzw. wegweisend für die Zukunft ist. 

Der dritte Schwerpunkt, auf den ich ebenfalls zurückkommen möchte, ist die Umsetzung der EU-

Verordnung über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung, die Sie alle als Abge-

ordnete ganz aktiv betreffen wird. Gestern fand eine Sitzung der Datenschutzkonferenz des Bun-

des und der Länder (DSK) statt, wo man sich auch damit befasst hat. Wir haben uns gestern 

darauf verständigt, für Sie handhabbare Hinweise zu erstellen, wie Sie in Ihren Wahlkreisen mit 

dieser neuen Regelung, die ganz erhebliche Änderungen mit sich bringen wird, umgehen kön-

nen. Wir aus Niedersachsen werden uns nicht nur aktiv daran beteiligen, sondern wir stehen in 

dem Bereich dann natürlich auch für Fragen zur Verfügung. Das alles gelingt nur mit Ihrer Un-

terstützung. Dafür bedanke ich mich an dieser Stelle, und vor dem Hintergrund bedanke ich mich 

auch dafür, dass ich Ihnen das hier alles so erzählen darf. Denn der Datenschutz ist bekanntlich 

nicht immer das beliebteste aller Themen. 



Niedersächsischer Landtag - 19. WP 81. AfIuS am 18.09.2025 | öffentlich | Seite 32 

 

Kommen wir jetzt ganz konkret zum Haushalt 2026. Schon vergangenes Jahr ist es angeklungen 

und auch umgesetzt worden; und auch da sind wir neue Wege für die Behörde gegangen: Wir 

haben eine bundesfinanzierte Stelle für ein Forschungsvorhaben für ein KI-Reallabor über das 

Deutsche Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz in Osnabrück. Diesbezüglich sind 

94 000 Euro als Einnahme und auch als Ausgabe veranschlagt. Zur Haushaltswahrheit und Haus-

haltsklarheit gehört dazu: Das ist ein durchlaufender Posten. Aber wir konnten die Stelle mit 

einem engagierten jungen Juristen besetzen, der in diesem Forschungsprojekt schon ganz kon-

kret die Umsetzung von KI für in dem Fall ein Krankenhaus mitbetreut. Dabei ist etwas, was ich 

auch schon häufiger erzählt habe, zutage getreten: Die haben eine tolle Idee für den Einsatz von 

KI, doch in dem Bereich fehlt es - leider noch - an der Rechtsgrundlage. Davon ist nicht der In-

nenausschuss betroffen, doch diese Rechtsgrundlage wäre zu schaffen. Aber an der Stelle muss 

man ein Stück weit dicke Bretter bohren. 

Wir haben in diesem Haushalt Gesamtausgaben von 6,3 Millionen Euro, das sind 475 000 Euro 

mehr als im vergangenen Jahr. Der Zuschuss beträgt 5,9 Millionen Euro. Das heißt, 440 000 Euro 

erwirtschaften wir selbst. Wie tun wir das? - Natürlich nicht durch die Bußgelder, die häufig 

durch die Presse gehen; die gehen zugunsten des Finanzministers. Das ist auch richtig so. Aber 

natürlich durch Verwaltungsgebühren bei den Themen, mit denen wir uns zu beschäftigen ha-

ben. Wir haben uns im Einvernehmen mit dem MF auch auf eine Steigerung der Verwaltungsge-

bühren verständigt. Diese Steigerung halten wir für realistisch. Den Ansatz haben wir um 35 000 

Euro erhöht. Das sind für Sie, wenn man ansonsten den Einzelplan 03 verantwortet, alles keine 

großen Zahlen. Aber für den kleinen Einzelplan 17 ist das schon eine Größenordnung. An der 

Stelle möchte ich aber auch betonen, dass mein Ziel eben nicht ist, im Vollzug besonders hohe 

Einnahmen zu generieren; ich will lieber beraten. Aber auch der Vollzug gehört dazu. Einer, der 

nur berät und das Vollzugsinstrument nicht auch nutzt, der wird in der Beratung häufig nicht 

ganz ernst genommen. 

Zusammen mit dem MF haben wir für den nächsten Haushalt einen leichten Schwerpunkt in der 

Digitalisierung der Behörde gesetzt. Das sind Sachmittel und auch eine Stelle im gehobenen 

Dienst, die wir für die Digitalisierung der Behörde einsetzen, und zwar aus meiner Sicht aus zwei 

Gründen: Zum einen haben wir diesbezüglich ein wenig Nachholbedarf. Wir müssen das besser 

machen, auch um Effizienzgewinne für unsere eigenen Abläufe zu erzielen. Das Zweite, das mir 

aber mindestens genauso wichtig ist: Wir müssen auch Vorbild sein und zeigen, dass Digitalisie-

rung datenschutzgerecht geht. Doch das bindet Ressourcen. 

In dem Zusammenhang ein Hinweis: Sie alle haben mitbekommen, dass wir uns vor schon mitt-

lerweile anderthalb Jahren mit dem MI über die Einführung von Microsoft Teams in der Landes-

verwaltung intensiv unterhalten haben. Wir führen es gerade ein und merken jetzt, wie kompli-

ziert das ist, was wir allen anderen aufgegeben haben. Aber um datenschutzgerecht zu sein, 

muss es eben so umgesetzt werden. Und um das auch in anderen Bereichen machen zu können, 

haben wir mit dem MF Einvernehmen darüber erzielt, dass wir uns an der Stelle verstärken. 

Eine zweite Stelle werden wir für den eben schon erwähnten Bereich der politischen Werbung 

schaffen; denn ich sehe, dass das ein wichtiger Bereich ist. Mein Ziel ist es, das, was nach der 

EU-Verordnung noch geht, auch deutlich aufzuzeigen. Es kann nämlich nicht sein - da will ich 

mich deutlich bekennen -, dass den politisch Werbenden, die sich anständig verhalten, alle Mit-

tel aus der Hand geschlagen werden, und man die anderen einfach gewähren lässt. Dafür brau-

chen wir Ressourcen. 
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Einen dritten Punkt, den ich hier zunächst nur anreißen will, zu dem es aber vielleicht gleich noch 

Fragen geben wird, ist das bereits erwähnte Gesundheitsdatennutzungsgesetz, das uns erstma-

lig - auch wenn das anders wahrgenommen wird - die Möglichkeit und die Kompetenz gibt, bei 

bundeslandübergreifenden Forschungsvorhaben im Gesundheitsbereich zu prüfen und den For-

schenden die Rechtssicherheit zu geben. In der Regel schauen wir uns bekanntlich die Verfahren 

an und geben Hinweise, was geht und was nicht. Das ist in dem Fall ein bisschen anders. Hier 

prüfen wir im Verbund mit anderen Ländern, wenn zum Beispiel eine Gesundheitsdatennutzung 

zwischen der Uni Göttingen und der Uni Münster stattfinden soll. Das ist eine sehr sinnvolle 

Weiterentwicklung. Um an der Stelle auch dem Forschungsstandort Niedersachsen gerecht zu 

werden, bin ich sehr dankbar, dass das vor dem Hintergrund dieser neuen und aus meiner Sicht 

sehr wuchtigen Aufgabe auch mit einer Stelle hinterlegt wird. 

Ich möchte noch ein paar weitere Dinge erwähnen. Früher musste sich ein Datenschutzbeauf-

tragter nicht um datenschutzrechtliche Problemstellungen in einem Ausschuss kümmern, weil 

das zum parlamentarischen Bereich gehört. Doch mittlerweile haben wir nach der EU-Recht-

sprechung die Aufsicht über den Niedersächsischen Landtag und Ihre parlamentarischen Aktivi-

täten. Auch darauf stellen wir uns ein, um die Chancengleichheit im parlamentarischen Raum 

aufrechterhalten zu können, und auch hier hat es schon Sachverhalte gegeben. Ich habe bei uns 

so umstrukturiert, dass wir das jetzt aus Eigenmitteln leisten können. 

In diesem Ausschuss sind natürlich die Sicherheitsthemen von besonderem Interesse. Mit jeder 

Diskussion um polizeiliche Überwachung steigt bei uns auch die Anzahl der Anfragen und man-

ches Mal auch die der Beschwerden. Ich kann das Streben nach mehr Sicherheit - und sei es nur 

gefühlter Sicherheit - ausdrücklich gut nachvollziehen und halte das auch für richtig. Ich halte es 

nach einem ersten Blick in die Novelle des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehörden-

gesetz (NPOG) aber auch für ausdrücklich gut, dass viele der Themen, die wir seit Langem adres-

sieren, nach vielen Gesprächen zumindest angedacht sind und umgesetzt werden. Dazu werden 

wir sicherlich noch im Detail vortragen und darüber reden, wenn es soweit ist. Ein Datenschutz-

beauftragter ist bekanntlich selten völlig zufrieden. Aber die Tendenz passt, und ich bin mir ganz 

sicher, dass es kein Widerspruch ist. Der Datenschutz hilft an der Stelle, Akzeptanz zu schaffen, 

ohne dass er wirklich Dinge verändert. Aber es ist bisweilen mühsam. 

Ich bin fast am Ende, kann Ihnen aber nicht ersparen, über den Koalitionsvertrag im Bund zu 

sprechen. Sie wissen vielleicht, dass laut diesem die Aufsicht über die Wirtschaft beim Bund ge-

bündelt werden soll. Ich bin überzeugter Föderalist und sehe dieses Vorhaben daher kritisch, 

und zwar, weil ich die Aufsicht über die Wirtschaft für ein Instrument halte, um Dinge im Land 

zu bewegen. Deshalb meine deutliche Bitte auch an Sie, obwohl ich diesbezüglich auch im Ge-

spräch mit der Niedersächsischen Landesregierung bin: Schütten Sie das Kind nicht mit dem 

Bade aus! Es klingt schön, so etwas beim Bund zu zentralisieren. Ob ein niedersächsisches Un-

ternehmen allerdings in einer „Mammutbehörde“ mit dann über 1 000 Leuten in Bonn oder Ber-

lin so gehört wird, wie das momentan erfolgt und wie es aus meiner Sicht richtig ist, ist für mich 

noch sehr fraglich. Ich pflege den Kontakt insbesondere zu den Verbänden, den Kammern usw. 

sehr, um im Vorfeld Lösungen mitdiskutieren zu können, und würde das gern weitermachen, 

weil ich glaube, wir kommen damit in Niedersachsen momentan sehr gut zurande. 

Ich bedanke mich, dass Sie mir zugehört haben und würde mich sehr freuen, wenn Sie mir noch 

die eine oder andere Frage stellen. 
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Mitberatung 

Abg. Nadja Weippert (GRÜNE): Herr Lehmkemper, vielen Dank für diese Vorstellung und die 

Ausführungen dazu, wie wichtig Datenschutz auch in Niedersachsen ist und wie gut er bearbei-

tet wird. 

Die Stabstelle KI ist einer der wichtigsten Punkte - das sehe ich genauso -; an der Stelle sind un-

sere größten Herausforderungen. Übrigens nicht nur, weil man KI vielleicht auch zum Schreiben 

von Anträgen benutzen kann, die man einbringt und in denen dann eventuell doch Fehlinforma-

tionen enthalten sind. Man merkt ziemlich schnell, dass das jeden Tag passiert. Es ist gut, dass 

das jetzt auftritt und es den Leuten bewusst wird. Gleichzeitig ist es aber auch gut, dass man das 

überprüft und weiterverfolgt. Ich glaube auch, dass es hier schon fünf nach zwölf ist; die Ent-

wicklung ist derart rasant. Deshalb ist es gut, dass Sie als Vorreiter für Deutschland und die an-

deren Bundesländer vorangehen und mit der Stabstelle KI ein Role Model sind, an dem sich an-

dere orientieren können. Denn KI ist bekanntlich ein Querschnittsthema; das betrifft alle Häuser 

und auch wirklich alle Menschen. Dementsprechend ist es, auch wenn es mit Blick auf den Da-

tenschutz hier bei uns im Ausschuss angesiedelt ist, trotzdem eine Herausforderung für alle in 

unserer Gesellschaft. 

Zwei Sachen möchte ich aufgreifen. Zum einen zu der Stelle, die Sie jetzt für das Thema politische 

Werbung schaffen. Ich denke, dass ist vor allem jetzt genau richtig. Im kommenden Jahr haben 

wir Kommunalwahl, und es sind sehr viele Ehrenamtliche unterwegs, die vielleicht nicht so ge-

schult sind und genau wissen, was man eigentlich noch darf. Daher vielen Dank dafür. Können 

Sie dazu noch ein wenig ausführlicher vortragen? Denn ich finde das in Bezug auf die EU-Verord-

nung, die jetzt in Kraft ist, wichtig. 

Zum anderen zum Thema Gesundheitsdatencheck. Vielen Dank, dass es da weitergeht und Sie 

auch schon mit den Krankenhäusern zusammenarbeiten, wie Sie es in Ihrem Beispiel genannt 

haben. 

LfD Lehmkemper: Vorab sei angemerkt, ich habe eine Information in meinem Manuskript über-

lesen: Wir hatten dem Landtag aus unserem KI-Expertenrat ein Hinweisschreiben für die Gesetz-

gebung zur Verfügung gestellt. Wir planen unter der Schirmherrschaft der Frau Landtagspräsi-

dentin für den 13. November 2025 in diesem Raum ein ganztägiges KI-Symposium, in dem es 

sowohl um die KI-Gesetzgebung als auch die rasante Entwicklung im Bereich der KI gehen wird. 

Es wird, glaube ich, eine sehr spannende Veranstaltung zu der unter anderem der Kollege Ku-

gelmann aus Rheinland-Pfalz kommt, der auch dem AK KI in der DSK vorsitzt. Sie alle sind natür-

lich herzlich eingeladen; die Einladungen sind nach meiner Kenntnis auch schon verschickt wor-

den. 

Zum Thema KI allgemein. Manchmal glaube auch ich, dass es schon fünf nach zwölf ist, manch-

mal glaube ich aber auch, dass wir ganz gut dabei sind, weil so viel in Bewegung ist. 

Zum Thema politische Werbung. Das ist momentan ein sehr spannendes Thema. Ich sagte be-

reits, dass sich auch die DSK damit befasst hat. Für mich ist es momentan noch nicht klar. Meta 

hat verlauten lassen, man werde die Möglichkeiten für politische Werbung nicht mehr anbieten, 

weil es aufgrund der Verantwortlichkeiten für die Daten nicht umsetzbar wäre - darum geht es 

immer, das ist diesbezüglich ein ganz entscheidendes Thema. Ich bin sehr gespannt, wie sich das 
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entwickelt. Die DSK bereitet das gerade weiter auf. Ich bin zuversichtlich, dass wir früh genug im 

Vorfeld zu unserer Kommunalwahl etwas über die DSK anbieten können, mit dem wir dann im 

Land auch weiterarbeiten können. 

Zur Einordnung: Das Ganze geht auf den Fall mit Cambridge Analytics und die Auswertung dieser 

Dinge zurück. Wie gesagt ist es auch hier mein Ziel, handhabbare Lösungen zu bieten, weil es 

nichts hilft - ich wiederhole mich da -, dass sich die Guten ordentlich verhalten und die, die es 

nicht schert, alles nutzen. Dann kommt es zu Wettbewerbsverzerrungen im politischen Ge-

schäft. Das kann nicht sein. Wir müssen auch da Lösungen finden. Hier ist es aber wieder einmal 

wie schon bei der DSGVO und beim AI Act: So richtig einfach macht es uns Europa nicht, und 

zwar - das verstehe ich natürlich aus Sicht der dortigen Parlamentarier -, weil man viel auf die 

Ebene verlagert, die eigentlich nur für den Vollzug zuständig ist, nämlich hier in Deutschland zum 

Beispiel die Verwaltungsebene. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD): Ich glaube, das Thema, über das wir hier reden, ist schon wichtig. 

Ich glaube aber auch, dass es - darauf wurde hingewiesen - ein wesentlicher Bestandteil ist, es 

praktikabel und für alle nachvollziehbar zu machen. Und da komme ich zu einem Punkt, auf den 

bereits hingewiesen wurde: Wie verhält es sich eigentlich damit, dass Entschließungsanträge 

jetzt automatisch erstellt werden? Diese Dinge kommen, und sie kommen bei jeder technischen 

Entwicklung. Ich erinnere daran, dass jeder geglaubt hat, er könne gegen alles klagen, als die 

Rechtsschutzversicherung eingeführt wurde. Wir müssen das gesellschaftlich begleiten, weil Sie 

das nicht werden regeln können, sondern das müssen wir miteinander regeln, und wir müssen 

diesbezüglich auch miteinander klar sein. 

Bei neuen europäischen Regeln haben wir im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern oft 

den Hang, es nochmals erheblich genauer zu machen - dafür gibt es bei vielen Themenkomple-

xen Beispiele. Auch hier müssen wir miteinander etwas Praktikables erreichen, weil natürlich 

jeder in seinen Bereichen Dinge veröffentlicht und dann sehr genau wird, wenn es zu Streit oder 

Auseinandersetzungen kommt. Ich glaube, es ist schwierig, wenn sich ein Vereinsmitglied be-

schwert, dass ich ihm nicht mehr zum Geburtstag gratuliere, ich aber gar nicht mehr weiß, wann 

der Geburtstag ist - das Beispiel hatte ich schon mal erwähnt. Das ist wichtig, darüber müssen 

wir uns im Klaren sein, und man muss darüber reden, wie man so etwas in den Griff bekommt. 

Wir müssen es auch hinbekommen, das ganz bestimmte Institutionen in den für sie rechtlich 

möglichen Situationen ihre Informationen gegenseitig austauschen können. Das ist mir das 

Wichtigste; denn die müssen zusammenarbeiten können, weil sie für die Menschen arbeiten. 

Hier ist oft gar nicht die Regel das Problem, sondern die Angst, eine Regel zu verletzen. Und 

diese Angst führt schon dazu, dass man Sachen vielleicht nicht mehr miteinander austauscht, 

was aber sinnvoll wäre, gerade wenn es um psychisch erkrankte Kinder, Jugendliche und Er-

wachsene geht. Deshalb sind im Rahmen der Beratung die Hinweise dazu, wie es praktikabel 

geht, einer der wichtigen Punkte. Ich bin dankbar dafür, dass sich das in Ihrem Vortrag heute 

ganz klar widergespiegelt hat. 

Denn eines bleibt - und dazu stehe ich und werde meine Meinung dazu auch nicht mehr verän-

dern: Das höchste Gut ist der Mensch und das Menschenrecht. Ich habe das mal für Kinder for-

muliert: Der Kinderschutz steht für mich vor allem anderen, und das muss auch so sein. Das 

betrifft jetzt uns als Gesetzgeber; denn das muss unser Maßstab sein, weil er von den Grund-

rechten in einer viel höheren Art und Weise zu schützen ist. Deshalb muss uns bei der Beratung 
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von Gesetzen und auch der Anwendung dieser Gesetze leiten, was in Artikel 1 des Grundgeset-

zes steht: „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ - Dafür werbe ich immer wieder. 

Abschließend möchte ich noch sagen, ich erkenne in dem, wie Sie Ihre Aufgaben wahrnehmen, 

eine Menge, was mir besser gefällt, als es früher der Fall war. 

LfD Lehmkemper: Ich bin aufgrund dessen fast sprachlos, möchte es aber gern verstärken, auch 

wenn es thematisch nicht der richtige Ausschuss ist: Die Äußerung des Herrn Sozialministers, wir 

müssten eine Abwägung zwischen unserem Recht auf Datenschutz und unserem Recht auf 

Schutz psychisch Kranker und Schutz vor Gefahren treffen, habe ich zum Anlass genommen, ihm 

zu schreiben, auch wenn wir an der Stelle nicht auseinander sind, weil ich schon erwarte - und 

dazu leiste ich gern meinen Beitrag -, dass man mit den Dingen, die Ihnen seitens der Landesre-

gierung vorgelegt werden, auch umgehen kann. 

Wir können eine Menge Daten, auch Gesundheitsdaten, vor dem Hintergrund des Artikel 9 

DSGVO austauschen, und ich halte das für richtig und gut, dass wir das ordentlich regeln, weil 

der Anwender damit zurechtkommen muss. Aber dann muss man sich auch die Mühe machen 

und sich Gedanken dazu machen. Mein Eindruck ist, dass an der Stelle der polizeiliche Gefah-

renbegriff, mit dem Sie alle vor dem Hintergrund des NPOG hier hantieren, doch deutlich von 

dem abweicht, was sich andere Rechtsgebiete bzw. Ausschüsse unter Gefahr vorstellen. An der 

Stelle würde es helfen, glaube ich - und das habe ich dem Herrn Minister ausdrücklich angebo-

ten -, wenn man ein bisschen Klarheit herbeiführen würde. Ich glaube, auch da könnten wir noch 

besser in den Dialog kommen. An diesem Dialog müssten Sie als Abgeordnete an der Stelle aus 

meiner Sicht noch gar nicht beteiligt sein; das ist noch Aufgabe der Exekutive. Wir sind dazu 

bereit; denn mir geht es an der Stelle auch um eine Gefahrenabwehr für die Kranken, aber auch 

für die Gesellschaft. An der Stelle ist der Auftrag der DSGVO auch Gefahrenabwehr. 

Abg. Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): Vielen Dank an Sie für den Bericht. Ich habe eine 

Frage: Wie stehen Sie zu Palantir? 

LfD Lehmkemper: Es war fast absehbar, dass diese Frage kommt. Ich habe schon gesagt, ich 

halte das Bedürfnis der Bürgerinnen und Bürger dieses Landes, mehr Sicherheit zu erlangen, für 

nachvollziehbar. Auch ich habe dieses Bedürfnis. 

Für mich zerfällt die Frage aber in mehrere Teile. Ich halte ein solches System für datenschutz-

rechtlich regelbar. Ich frage mich gleichwohl, ob wir als Europäer nicht gut beraten wären, eu-

ropäische Systeme zu „pushen“. In der Diskussion fehlt mir die Auseinandersetzung damit, ob 

es nicht Systeme in Deutschland bzw. Europa geben könnte, die Ähnliches leisten. Wer diese 

Diskussion nicht führt, nimmt eine Abkürzung. 

Ich habe aber - und das wird der von mir aus linken Seite des Hauses nicht ganz so gut gefal-

len - nicht ganz so große datenschutzrechtliche Bedenken, wenn ich mir anschaue, wie Palantir 

in Bayern eingesetzt wird. Doch jetzt kommt ein weiterer Aspekt, der auch in Ihrer Landtagsde-

batte am vergangenen Freitag genannt wurde: Die Einbindung von Peter Thiel. Ich halte Peter 

Thiel für hochproblematisch, aber ich schätze - ich will das nicht bewerten -, wir alle haben 

PayPal-Accounts. Auch daran ist Peter Thiel über eine Finanzierungsgesellschaft mitbeteiligt. 

Zwar könnte man sagen, dass dies eine andere Datenqualität ist, aber beteiligt ist er trotzdem. 
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Kurzum: Ich finde die Möglichkeiten - in Anführungszeichen - faszinierend. Aber diese Faszina-

tion muss auch dazu führen, dass man es datenschutzrechtlich sauber abbildet. Sie sehen also, 

Sie bekommen weder ein Ja noch ein Nein von mir. 

Abg. Michael Lühmann (GRÜNE): Ich habe mich gar nicht wegen Palantir gemeldet, sondern 

zuvor schon wegen der Frage, wie wir überhaupt mit dem Thema KI in der Polizeiarbeit umge-

hen. Ich glaube, wir alle hadern manchmal wie mein Kollege Watermann mit den Datenschutz-

regelungen, gleichzeitig nehmen wir eine viel pragmatischere Herangehensweise wahr und dass 

es notwendig ist, dass wir darauf schauen, und natürlich gern Beratung und Diskussion in Kauf 

nehmen. Am Ende müssen wir dann entscheiden, wie wir gegeneinander abwägen. Ich glaube, 

Ihr Angebot war auch relativ klar. Es gibt Regelungsmöglichkeiten, über die wir uns unterhalten 

müssen. Es gibt an der Stelle kein Schwarz und kein Weiß, sondern es gibt natürlich Wege und 

es gibt auch manche, die schließen wir aus. 

Ich würde noch gern etwas zu Palantir sagen. Das war eine umfassende Debatte. Unserer Seite 

war es sehr wichtig, dass man diese Debatte ernsthaft führt. Und das haben wir ehrlich gesagt 

bei dem Entschließungsantrag der CDU nicht erlebt; das wird sicherlich auch alles in der Unter-

richtung stehen. Denn zum Beispiel der Hinweis, dass Drohnen aus China kämen, und die Frage, 

was wir mit unseren iPhones machen würden, ist letztlich ehrlich gesagt ein Schattenboxen. - Ich 

habe übrigens ein Fairphone; das macht schlimme Bilder, aber ist datenschutzrechtlich sehr 

gut. -Es gab dann den Vorwurf, ob wir an der Stelle nicht mit einer Doppelmoral arbeiten wür-

den, und auch die Frage, welche Daten wir wohin abfließen lassen. Natürlich lassen wir alle als 

Privatmenschen Daten abfließen. Wir alle kennen das und lassen schnell alle Cookies zu, weil es 

ansonsten zwei, drei Klicks mehr sind. Jeder von uns muss für sich entscheiden, wie er damit 

umgeht. Aber bei Palantir reden wir nicht über den freiwilligen Abfluss der eigenen Daten an 

PayPal, sondern wir reden über das Öffnen von höchstsensiblen sicherheitsrelevanten Daten 

gegenüber einem Konzern, den wir nicht kontrollieren können. Wenn wir Peter Thiel bis zum 

Ende ernst nehmen, dann sehen wir, dass ihm die Sicherheitsarchitektur wichtiger als die De-

mokratie, wichtiger als der Datenschutz und wichtiger als alles, worüber wir hier reden, ist. Des-

halb kann man ja gar nicht die Garantie geben, dass er am Ende nicht doch darauf zugreift. Hier 

entscheiden wir als Politik über höchstsensible sicherheitsrelevante Daten anderer, und diesen 

Weg bin ich nicht bereit zu gehen. 

Ehrlich gesagt wissen wir auch - und das weiß auch die CDU -, wofür Palantir in den USA genutzt 

und eingesetzt wird, wenn die Truppen losgeschickt werden, als wären wir schon längst in einer 

autoritären Dystopie - und das brauchen wir hier nicht. Deswegen schaffen wir bekanntlich die 

Gesetzesgrundlage für so eine Datenanalyse und sind, glaube ich, gern in der Diskussion und im 

Austausch. 

Man kann nicht immer von einer hybriden Bedrohung und von Datenschutz usw. sprechen und 

dann ein solches Programm hier implementieren wollen. Denn es gibt europäische Lösungen. In 

den vergangenen Wochen sind unzählige Artikel zu europäischen und deutschen Lösungen er-

schienen. Ich glaube, wir tun gut daran, hier nicht in den Panikmodus zu verfallen und eine Tür 

zu öffnen, die wir am Ende nicht mehr schließen können. Wenn man einmal in dem System ist, 

dann ist alles abgeflossen - und das ist ein Riesenproblem. 

Abg. Nadja Weippert (GRÜNE): Ich möchte daran erinnern, dass wir gerade bei PayPal vor zwei, 

drei Wochen ein ganz großes Datenproblem hatten. Genau deswegen ist es mit diesen 
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Systemen, die nicht bei uns sind, schwierig. Es gibt bekanntlich auch die europäische Lösung 

Wero, die zwar noch nicht so weit, aber auf dem Weg ist. Natürlich ist es schwierig, Nutzerinnen 

und Nutzer zu einem Wechsel zu diesen anderen Systemen zu bewegen, aber wir können diese 

Abhängigkeit nicht länger zulassen. Wenn wir kein anderes Angebot schaffen, dann wird die Ab-

hängigkeit bleiben. 

Gerade vor dem Hintergrund der hybriden Bedrohungen und der Erlebnisse der vergangenen 

Jahre - ich nenne als Beispiel nur die Abhängigkeit von russischem Gas oder von Medikamenten-

herstellern in Ländern Asiens - muss man sagen: Wir müssen wieder europäisch und autark wer-

den. Diese Forderungen teilen im Grunde alle. Deswegen ist es auch falsch zu sagen, wir nutzen 

jetzt Palantir, weil man weiß, dass der Eigentümer dieser Software jederzeit Updates einspielen 

kann, über die wir keine Kontrolle haben. Das alles sind Sachen, die man berücksichtigen muss, 

wenn man diese Forderungen aufstellt. 

Wir sollten die Autarkie in einer so krassen Bedrohungszeit, in der wir zurzeit leben, definitiv 

herstellen und deshalb auf die europäischen Lösungen gehen. Das wird das Innenministerium 

machen, das hat die Ministerin in ihrer Rede auch gesagt. Wir werden Palantir in Niedersachsen 

nicht einsetzen. 

LfD Lehmkemper: Zunächst zum Thema KI und Polizeiarbeit. Ich will das noch nicht endgültig 

bewerten, aber nach vielen Gesprächen in den vergangenen zwei Jahren hat das Innenministe-

rium in dem Entwurf etwas vorgelegt, womit man weiterarbeiten kann. Das schreibe ich auch 

uns ein wenig zugute. 

Zum Thema Palantir und Datenabfluss. Gestern ist auf Golem ein Artikel darüber erschienen, 

wie VeRA in Bayern arbeitet. Offenbar gibt es dort keinen Datenabfluss, und ich kann nur das 

beurteilen, was ich sehe, die Vermutung obliegt Ihnen. Ich sage nur, dass ich zunächst gern das 

europäische Feld beleuchtet hätte. Zudem ist Palantir nicht so günstig, auch das muss man sa-

gen. Doch ich will es nicht endgültig ausschließen. Im Vorfeld müssen das dann auch die Polizei-

vollzugsbeamtinnen und -beamten ein Stück weit bewerten können. Bei den autonomen Syste-

men bin ich gern bei Ihnen. Aber wir alle sind dabei immer ein wenig doppelzüngig. Ich habe das 

zwar mitgemacht, auch deshalb, weil ich diese Verwaltung nicht ausbremsen wollte, aber wir 

nutzen Microsoft in einem Umfang, wie ich es nicht für richtig halte. 

Daher ein Appell an Sie: Ich habe den Eindruck, dass es über bestimmte Anbieter im Umfeld des 

Bundes jetzt Möglichkeiten gibt, auch Microsoft-Produkte deutlich besser zu nutzen. Wir haben 

uns gestern vorgenommen, auch in diesem Fall für Niedersachsen Vorreiter sein zu wollen. 

Aber - und das will ich deutlich sagen - all diese Lösungen sind signifikant teurer. Dann muss der 

Haushaltsgesetzgeber diese Autarkie nicht nur in Entschließungsanträge schreiben, sondern er 

muss auch die Mittel dafür bereitstellen. Das ist aus meiner Sicht ganz wichtig. Denn es ist der 

richtige Weg. 

Heute stand im Tagesspiegel Background, dass das Zentrum für Digitale Souveränität der Öf-

fentlichen Verwaltung (ZenDiS) für das neue Digitalministerium im Bund jetzt erste Arbeitsplätze 

zur Verfügung stellt. Das finde ich total spannend. Wenn sich herausstellt, dass man damit ver-

nünftig arbeiten kann, dann sollten wir das machen. Aber wir müssen gleichzeitig - und das dür-

fen wir nicht aus dem Blick verlieren - diese niedersächsische Verwaltung arbeitsfähig halten. 
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Abg. André Bock (CDU): Vielen Dank, Herr Lehmkemper, für die Darstellung und den Bericht, 

der in der Tat, wie ich finde, mal wieder sehr spannend war und uns auch verdeutlicht, dass Sie 

als Behörde eben auch Dienstleister sind, auch für uns, aber letztlich auch für die Sicherheitsbe-

hörden. Es ist kein Teufelswerk, so eine Datenschutzbehörde zu haben. Auch ich kann mich dem 

Lob von Herrn Watermann anschließen. Während uns die Berichte vor ein paar Jahren vielleicht 

noch „aufstoßen“ ließen bzw. andere Dinge hervorriefen, ist es jetzt deutlich anders und besser 

geworden, auch hinsichtlich der Zusammenarbeit, so mein Eindruck. Insofern vielen Dank für 

Ihre Arbeit. 

Sie hatten auch geschildert, dass es zu mehr Beschwerden kommt und dass das für Sie als Be-

hörde mit einem - in Anführungsstrichen - überschaubaren Personal in diesen Zeiten auch eine 

Herausforderung ist. Offensichtlich suchen Sie, so ist Ihrem Bericht zu entnehmen, nach Lösun-

gen, wie es dann im Bestand funktionieren kann. Vielen Dank an die Kolleginnen und Kollegen, 

die vor dem Hintergrund dieses zunehmenden Arbeitsvolumens aufgrund von KI etc. anschei-

nend wirklich Außerordentliches leisten. 

Stichwort Palantir. Wir werden die Beratung unseres Entschließungsantrags dazu heute begin-

nen und ihn in den kommenden Sitzungen bearbeiten. Sie haben in diesem Zusammenhang den 

Begriff „doppelzüngig“ verwendet. Darauf möchte auch ich hinweisen. Schaut man nach Bayern, 

dann ist festzustellen, dass dort in der Tat kein großer Schaden durch den Einsatz von Palantir 

zu befürchten ist. Es ist auch nicht zu befürchten, dass Daten abfließen, sondern es scheint al-

les - in Anführungsstrichen - seriös zu sein. Palantir ist nicht an allen Stellen ganz klar das Beste, 

was es gibt, und auch natürlich nicht datenschutzkonform. In weiten Teilen ist es sicherlich 

auch - in Anführungsstrichen - Teufelszeug. Aber es ist eben auch das beste Mittel bzw. die beste 

Analysesoftware, die es zurzeit weltweit auf dem Markt gibt. In Europa sind wir eben noch nicht 

so weit, und das ist auch unser Ansatz bei diesem Entschließungsantrag. 

In der Tat ist es so - das habe ich auch im Plenum gesagt; das ist ja die Doppelzüngigkeit -, dass 

wir Palantir indirekt über NGOs bzw. auch US-Sicherheitsbehörden etc. nutzen, die wiederum 

Großkunden von Palantir sind und uns von außen - aus den USA - Datenmaterial übermitteln, 

damit wir der Täter habhaft werden können - Stichwort „Kinderpornografie“. Das Ganze dann 

hier aber zu verteufeln finde ich an der Stelle etwas schwierig oder, um den Begriff zu verwen-

den, doppelzüngig. 

Eine Frage habe ich noch zum Schluss, Herr Lehmkemper. Sie hatten ausgeführt, die Zahl der 

Beschwerden habe deutlich zugenommen. Es habe eine Steigerung um 43 % zwischen dem ers-

ten Halbjahr 2024 und dem ersten Halbjahr 2025 gegeben. Sie haben im Zuge dessen das Bei-

spiel des Nachbarn bemüht, der eine Kamera anbaut. Können Sie sagen, ob die Zunahme an 

Beschwerden auf solchen Fällen, also auf privaten Konflikten, oder auf Fällen, in denen Bürge-

rinnen und Bürger meinen, der Staat bzw. eine Behörde habe gegen das Datenschutzrecht ver-

stoßen oder ihre persönlichen Rechte verletzt, beruht? Hält sich das die Waage oder nicht? Ha-

ben Sie dazu Zahlen? 

LfD Lehmkemper: Ich habe zwar ganz viel vorbereitet, aber hierzu habe ich keine Auswertung. 

Die privaten Dinge sind im großen Umfeld - also auch zum Beispiel im Beschäftigtendatenschutz 

und vielen anderen Bereichen - schon sehr dominierend - beispielsweise die Fälle von Video-

überwachung oder wenn der Vorsitzende des Kleingärtnervereins den Namen aufgerufen hat 

usw. Dem begegnen wir in einem ersten Zug mit Hinweisschreiben und dergleichen. Wir führen 
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also nicht immer gleich eine aufwendige Untersuchung durch, sondern versuchen in diesem Be-

reich, alle Beteiligten niedrigschwellig darauf hinzuweisen und über eine Sensibilisierung sowohl 

des vermeintlichen Opfers als auch des vermeintlichen Täters Abhilfe zu schaffen. Das klappt 

manchmal, manchmal aber auch nicht. Aber es ist der einzige Weg. Denn wir sind durch dieses 

zwar wichtige - in Anführungsstrichen - Standardgeschäft stark belastet. Mindestens genauso 

wichtig ist mir und uns aber, dass wir gute Grundlagen schaffen, sei es in Unternehmen oder in 

Gesetzen. Ich stelle aber schon fest, dass sich der Datenschutz von seinen Ursprüngen in 

Deutschland - Stichwort „Volkszählungsurteil“, der Bürger wehrt sich gegen die Datenerfassung 

des Staates - deutlich wegentwickelt. 

Abg. Deniz Kurku (SPD): Vor dem Hintergrund dessen, was Sie gerade dargestellt haben, Herr 

Lehmkemper, natürlich auch von uns herzlichen Dank für das, was Sie an der Stelle leisten. Ich 

glaube, es ist krass - um es mal auf Deutsch zu sagen -, in so einem volatilen Umfeld, dass sich 

tagtäglich ändert, tätig zu sein. 

Ich bin gerade aufmerksam geworden, als ich gehört habe, was Sie in puncto Palantir gesagt 

haben. Ich will das ganz deutlich machen an der Stelle: Es gibt von der seriösen Gesellschaft für 

Freiheitsrecht eine Verfassungsbeschwerde, weil es um die informationelle Selbstbestimmung 

und auch das Fernmeldegeheimnis geht. Ich glaube, der Unterschied ist einfach - und das ist 

jetzt gar nicht in Ihre Richtung gerichtet, aber politisch diskutieren wir das -, dass es da um sämt-

liche Daten geht, die wir als Menschen im Netz oder zum Beispiel in der Cloud haben. Und das 

ist, meine ich, ein Riesenunterschied zu zum Beispiel - auch wenn ich es da auch nicht richtig 

finde; keine Frage - Drohneneinsätzen; ich finde diesen Vergleich mehr als unpassend. 

An dieser Stelle möchte ich noch einen Gedanken hinzufügen, der bei der ganzen Diskussion 

immer viel zu kurz kommt. Man redet immer davon, was aktuell ist, auch in Bezug auf Bayern. 

Aber da gibt es eine ganze Menge Menschen, die das auch sehr anders sehen und finden, dass 

das rechtlich und auch datenschutzrechtlich höchst problematisch ist. Ich möchte kurz den Blick 

darauf richten, dass wir diese Diskussion bei anderen Plattformen schon kennen. Wie ist die 

Entwicklung? Nehmen wir mal Google, Facebook und Amazon - das ist auch so eine Sache. Mir 

graut es davor, so hochsensible und hoheitliche Daten wie Polizeidaten sozusagen aus einer 

Blackbox heraus zu beziehen und uns diesbezüglich für die Zukunft abhängig zu machen. Des-

wegen finde ich unsere Haltung als SPD-Fraktion - das wird Sie nicht überraschen - sehr richtig. 

Wir sagen: Lieber doppelt vorsichtig sein bei all den Problemen, die wir haben. 

Ich schließe damit ab, dass ich genau aus diesen Gründen auch privat kein Payback nutze. 

LfD Lehmkemper: Ich habe nur das beurteilt, was ich nachvollziehen kann. Momentan werden 

bei allen in der Bundesrepublik eingesetzten Systemen polizeiliche Datenbanken miteinander 

abgeglichen. Viel schlimmer - da gebe ich Ihnen recht - ist die „Datensammelwut“ von Meta & 

Co. Ich will nicht mit einem Negativstatement enden, aber wir als bundesdeutsche Datenschüt-

zer haben den Kampf verloren. Trotzdem führen wir ihn weiter. 

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD - Drs. 19/8218 

erste Beratung: 70. Plenarsitzung am 10.09.2025 

federführend: AfIuS 

mitberatend: AfRuV 

 

Verfahrensfragen 

Der Ausschuss folgt dem Antrag des Abg. Stefan Marzischewski-Drewes (AfD) und beschließt, 

die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung zu bitten. 

 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08001-08500/19-08218.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Gemeinsam die Resilienz Niedersachsens stärken 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/6284 

erste Beratung: 59. Plenarsitzung am 31.01.2025 

AfIuS 

zuletzt beraten: 80. Sitzung am 04.09.2025 (Anhörung; von der Tagesordnung aus Zeitgründen 

abgesetzt), zuvor in der 77. Sitzung am 15.05.2025 (Beschluss, eine Anhörung 

durchzuführen) 

 

Verfahrensfragen 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag der Vors. Abg. Doris Schröder-Köpf (SPD), anstatt der ur-

sprünglich geplanten mündlichen Anhörung, die für seine 80. Sitzung anberaumt war, aber aus 

Zeitgründen ausfallen musste, eine schriftliche Anhörung durchzuführen. 

 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06001-06500/19-06284.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

Polizeiarbeit in das Zeitalter der Digitalisierung überführen - verfahrensübergreifende Daten-

analysen in Echtzeit ermöglichen 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/8214 

erste Beratung: 72. Plenarsitzung am 12.09.2025 

federführend: AfIuS 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Verfahrensfragen 

Abg. André Bock (CDU) beantragt, die Landesregierung um eine mündliche Unterrichtung zu 

bitten. 

Abg. Michael Lühmann (GRÜNE) erwidert für die regierungstragenden Fraktionen, vor dem Hin-

tergrund der anstehenden Beratung der Novelle des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungs-

behördengesetzes die Landesregierung zunächst nur um eine schriftliche Unterrichtung bitten 

zu wollen. 

Abg. André Bock (CDU) zeigt sich hiermit einverstanden, sofern man sich darauf einigen könne, 

zu gegebenen Zeitpunkt eine anschließende mündliche Unterrichtung zu beantragen. 

Der Ausschuss beschließt, die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung zu bitten. 

 

*** 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08001-08500/19-08214.pdf
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Tagesordnungspunkt 7: 

Taktische Einsatzkennzeichnung niedersächsischer Polizeikräfte in geschlossenen Einsätzen 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/8238 

erste Beratung: 72. Plenarsitzung am 12.09.2025 

federführend: AfIuS 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

 

Verfahrensfragen 

Der Ausschuss folgt dem Antrag des Abg. Ulrich Watermann (SPD) und beschließt, die Landes-

regierung um eine schriftliche Unterrichtung zu bitten. 

 

*** 

  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08001-08500/19-08238.pdf
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Tagesordnungspunkt 8: 

Konsequente Bekämpfung sexueller Gewalt gegen Kinder und Jugendliche - Verfahren und In-

strumente der Sicherheitsbehörden weiter optimieren 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/8240 

direkt überwiesen am 04.09.2025 

federführend: AfIuS 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

 

Verfahrensfragen 

Der Ausschuss beschließt, den Antrag in die in seiner 79. Sitzung beschlossene mündliche Anhö-

rung zu dem Antrag der Fraktion der CDU „Opfer von Kindesmissbrauch besser schützen - kin-

der-pornografisches Bild- und Videomaterial im Internet umfassend löschen“ (Drs. 19/6527) ein-

zubeziehen. Ferner beschließt er, die Anhörung in seiner für den 27. November 2025 vorgese-

henen Sitzung durchzuführen. 

 

*** 

  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_10000/08001-08500/19-08240.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_07500/06501-07000/19-06527.pdf
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Tagesordnungspunkt 9: 

Antrag auf unverzügliche Unterrichtung durch die Landesregierung zum Thema: „Einrichtung 

von Dublin-Zentren in Niedersachsen“ 

 

Beratung 

Abg. André Bock (CDU) begründet anhand einer Vorstellung von Eckpunkten des Antrags der 

CDU-Fraktion vom 15. September 2025 den Unterrichtungswunsch. Er ergänzt, die Ministerin 

habe Anfang des Jahres im Ausschuss ausgeführt, sie unterstütze grundsätzlich die Einrichtung 

von Dublin-Zentren, wie es sie in Hamburg und Brandenburg bereits gebe. Die CDU-Fraktion 

wünsche sich eine Unterrichtung zum aktuellen Stand der Diskussion, da es diesbezüglich Wi-

dersprüche zwischen den Äußerungen der Landesregierung während des jüngsten Plenarab-

schnitts und der aktuellen Berichterstattung in den Medien gebe. Er bittet zudem darum, dass 

die Unterrichtung möglichst zeitnah erfolgt. 

Abg. Ulrich Watermann (SPD) spricht sich für die regierungstragenden Fraktionen für eine 

schriftliche Unterrichtung aus. Nachdem diese erfolgt sei, könne über das weitere Vorgehen ent-

schieden werden. 

Abg. Stefan Marzischewski-Drewes (AfD) schließt sich den Ausführungen des Abg. Watermann 

an, die Landesregierung zunächst um eine schriftliche Unterrichtung zu bitten.  

 

Beschluss 

Der Ausschuss beschließt, die Landesregierung um eine zeitnahe schriftliche Unterrichtung zu 

bitten. 

 

*** 

  



Niedersächsischer Landtag - 19. WP 81. AfIuS am 18.09.2025 | öffentlich | Seite 47 

 

Tagesordnungspunkt 10: 

Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung zum Thema: „Terror-Ermittlungen wegen 

der Bildung einer mutmaßlich rechtsextremen bewaffneten Gruppe und mögliche Verbindun-

gen zur rechtsextremen Gruppe ‚Nordbund‘“ 

 

Beratung 

Abg. Michael Lühmann (GRÜNE) beantragt im Sinne des schriftlichen Antrags der Fraktion der 

SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 16. September 2025 eine schriftliche Unter-

richtung durch die Landesregierung. Er merkt dazu an, dass es der Generalstaatsanwaltschaft 

obliege, darüber zu entscheiden, worüber im Rahmen dieses „aufsehenerregenden Falls“, so der 

Vertreter der Grünen, unterrichtet werden könne. 

Abg. André Bock (CDU) bittet darum, dass die Unterrichtung möglichst zeitnah erfolgt. Der Fall 

habe nach Ansicht der CDU-Fraktion höchste Aktualität und Dringlichkeit. 

 

Beschluss 

Der Ausschuss beschließt, die Landesregierung um eine zeitnahe schriftliche Unterrichtung zu 

bitten. 

 

*** 




